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Inland. 


Berlin den 17. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt ge⸗ 
ruht: Dem Ober- Pfarrer und emeritirten Superintendenten Dr. Fiſcher zu 
Sangerhauſen, Regierungsbezirks Merſeburg, den Rothen Adler-Orden dritter 
Klaſſe mit der Schleife; ſo wie dem Gymnaſial⸗Lehrer, Muſikdirektor Geiß in 
Halberſtadt, und dem Königl. Schwediſchen Profeſſor Branting am Gentral- 
Juſtitut der Gymnaſtik zu Stockholm, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; 
dem Major und Kommandeur des Sten Küraſſier-Regiments, Hans Auguſt 
von Unruhe die Freiherrn⸗Würde unter dem Namen: von UnruhesBomft, zu 
verleihen; und zugleich dem zweiten Sohne des Majors von Unruhe, Haus 
Alfred Otto Herrmann, Allergnädigſt geſtattet, den Namen und das Wap⸗ 
pen des im Mannsſtamme erloſchenen adeligen Geſchlechts von Wiebel mit ſeinem 
Namen und Wappen zu vereinigen und ſich in Zukunft von Unruhe genannt von 
Wiebel zu nennen und zu ſchreiben; ſo wie dem Land- und Stadtrichter Wegeli 
in Bahn, den Juſtiz⸗Kommiſſarien und Notarien Hauſchteck in Stettin und 
Kempe in Stargard den Charakter als Juſtizrath und dem Ober⸗Landesgerichts⸗ 
Salarienkaſſen⸗Buchhalter und Rendanten der Haupt⸗Untergerichts⸗Salarienkaſſe, 
Ziegler in Stettin, den Charakter als Rechnungsrath zu verleihen. 

Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath und Ober-Schloß⸗Hauptmann, 
Graf von Arnim, iſt nach Blumberg abgereiſt. 


Berlin, den 16. Juni. Geſtern Abend ſah man vor dem Brandenburger 
Thore eine große Menſchenmenge acht elenden Wagen ſich zudrängen, auf welchen 
etwa 40-50 noch viel elendere menſchliche Geſchöpfe ſich befanden. Das Schau⸗ 
ſpiel war nicht eine Auswanderung, ſondern eine Wiedereinwanderung von ſo eben 
Ausgewanderten. Acht Familien mit mehr als 20 noch unerwachſenen Kindern 
verließen nämlich vor wenigen Tagen die Provinz Poſen, um ſich, ſo arm und 
bloß fie auch waren, nach Amerita überzufiedeln, indem man ihnen in ihrer Hei— 
math vorſpiegelte, daß fie frei übergeſetzt werden ſollten. Allein in Hamburg ans 
gelangt, forderten die Agenten von ihnen 54 Thlr. für die Perſon. Natürlich 
mußten ſich die Getäuſchten auf den Rückweg begeben. Die Bewohner des Bran⸗ 
denburger Thores brachten den Darbenden Speiſe und Trank und unter dem Pu⸗ 
blikum wurde reichlich Geld für fie geſammelt. Dieſelben erzählen, daß ganze 
Schaaren von Landsleuten aus dem Regier.⸗ Bezirke Bromberg ſchon ſeit Oſtern 
ſich in Hamburg herumtreiben, die weder vor noch rückwärts können. — Einem 
Gerüchte zufolge, dürfte die letzte Ordre über die Brückenbauten in Preußen einer 
Modiſizirung unterworfen werden. Es ſind nämlich Gutachten von Technikern 
eingefordert worden darüber, ob die jo weit geführte Arbeit bei einer längeren 
Unterbrechung nicht unbrauchbar werden könnte. Die Antwort ſoll bejahend aus: 
gefallen ſein. — Man behauptet jetzt mit ziemlicher Beſtimmtheit, daß der 
Landtag eine abermalige Verlängerung, und zwar bis zum 30. 
d. M. erfahren wird. Vor Eröffnung des Landtages ſah man die hohe Ari⸗ 
ſtokratie ſelten an öffentlichen Verguügungsorten. Jetzt iſt es ſogar nichte Selte⸗ 
nes, daß Prinzen den Kunſtausführungen uuſerer Erholungsgärten beiwohnen. 
So ſah man dieſer Tage einen Prinzen inmitten des großen Publikums vom An⸗ 
fange bis zu Ende in einer muſikaliſchen Soirée des bekannten Componiſten Joſ. 
Gung'l; außerdem erblickte man noch viele andere Herren in dem Sommer'ſchen 
Locale. — Wie man verſichert, ſollen viele der induſtriellen und handelskundigen 
Deputirten nächſtens zu einem beſonderen Congreſſe in Verbindung mit anderen 
ausgezeichneten Männern ihres Faches hier verſammelt werden, um noch über ver⸗ 
ſchiedene wichtige Fragen des Handels und der Induſtrie zu berathen. Dabei ſol⸗ 
len die Differential- und Schutz⸗Joͤlle, fo wie das Freihandels⸗Syſtem vorzugs⸗ 
weiſe zur Erwägung kommen. Dem letzteren ſollen viele der namhafteſten Depu⸗ 
tirten dem Prinzip nach vollkommen huldigen, der Praris nach aber entſchieden 
entgegen fein, da fie es für Preußen noch durchaus nicht an der Zeit halten, da⸗ 
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mit voranzugehen. — Die Anweſenheit des Predigers Uhlich aus Magdeburg, 
welcher am 10ten dieſes Monats hierher gekommen war, um als Deputirter 
ſeines Localvereins der Guſtav-Adolph-Stiftung der Verſammlung der Abgeord⸗ 
neten des Märkiſchen Hauptvereins am Freitage beizuwohnen, gab ſeinen hieſigen 
zahlreichen Freunden eine erwünſchte Veranlaſſung, ihm ihre unausgeſetzte Theil⸗ 
nahme an feiner raſtloſen und folgerechten Wirkſamkeit in der evangeliſchen Kirche 
zu bezeigen. Bekanntlich iſt Hru. Uhlich durch einen Erlaß des Conſiſtoriums in 
Magdeburg vom 24. Mai ein Präkluſivtermiu von drei Wochen geſtellt worden, 
um, innerhalb deſſelben, entweder aus dem Schooße der Landeskirche, mit wel⸗ 
cher feine Lehren nicht übereinſtimmten, auszuſcheiden und unbeläſtigt eine freie 
Gemeinde zu ſtiften, oder ſich den Forderungen dieſer Kirche genau zu fügen, wenn 
er nicht in eine Disciplinar-Unterſuchung verfallen wolle. Sein Entſchluß ſoll 
nicht zweifelhaft fein. Am 12ten hat Herr Uhlich Berlin wieder verlaſſen. 

Halle, den 10. Juni. Von Michaelis 1846 bis Oſtern 1847 befanden 
ſich auf der hieſigen vereinigten Friedrichs⸗Univerſität Halle Wittenberg 725 Stu⸗ 
dirende, von denen Oſtern 1847 224 abgegangen, mithin 501 geblieben ſind. 
Vom 28. November 1846 bis 22. Mai 1847 ſind 164 hinzugekommen, ſo 
daß mithin die Geſammtzahl der immatrikulirten Studirenden 665 beträgt. "Die 
theologiſche Fakultät zählt 289 Inländer, 94 Ausländer, zuſammen 383, bie 
juriſtiſche: 105 Inländer und 6 Ausländer, zuſammen 111; die mebizinifche: 
88 Inländer, 16 Ausländer, zuſammen 104; die philoſophiſche: 55 Inlän⸗ 
der, 12 Ausländer, zuſammen 67. 

Möünſter den 11. Juni. (Köln. 3.) Nach einer Mittheilung unſeres 
Merkurs hat Se. Maj. der König ſchon vor längerer Zeit die Verleihung von 
Medaillen an Landwirthe und andere Perſonen, welche ſich um die Land⸗ 
wirthſchaft verdient gemacht, und die Vorſchläge wegen deren Anfertigung 
beſchloſſen. Die eine, größere, der Medaillen hat auf der einen Seite das ſpre⸗ 
chend ähnliche Bildniß des Königs, nach der neueſten Büfte Rauch's, auf der 
andern Seite einen reichen, blühenden und grünenden Kranz aus Aehren, Wein⸗ 
laub, Oelblättern ze. Sie trägt die Inſchrift: „Für Verdienſt um die Landwirth⸗ 
ſchaft.“ Die andere, kleinere, Medaille, hat auf der Kehrſeite denſelben Kranz 
nur in verkleinertem Maßſtabe, auf der Vorderſeite die Göttin Ceres, einen Kranz 
darreichend, umgeben von 12 Feldern, die verſchiedenen Zweige der Landwirth⸗ 
ſchaft verſinnbildlichend, iſt ganz in dem klaſſiſchen antiken Stile gehalten und hat 
die Inſchrift: „Für landwirthſchaftliche Leiſtungen.“ Der äußere Rand beider 
Denk- und Erinnerungs⸗Münzen iſt dazu beſtimmt, die Namen der damit Belie⸗ 
heuen aufzunehmen. Die erſte Medaille wird in Gold und Silber, die zweite in 
Silber und Bronce ausgeprägt. 


Ausland. 


. Degen ans ch an. 

Göttingen. — Wahrer und kräftiger iſt noch nie der geſunkene Zu⸗ 
ſtand der Univerſität geſchildert worden als in der (leider) lateiniſchen 
Rede, die Prof. Hermann am vorgeſtrigen Tage bei der Preisvertheilung hielt. 
Er hob die Verminderung der Zuhörerzahl und Lehrerkräfte hervor, durch die 
Göttingen fo weit herabgeſunken ſei, daß, während fie ſonſt die Lehrerin ganz 
Deutſchlands geweſen wäre, ſie jetzt kaum die ſiebente oder achte Stelle unter ihren 
Schweſtern einnehme. Der Grund dieſes Verfalls ſeien freilich zunächſt äußere 
Urſachen geweſen. Der Tod und Verbannung (mors et morte atrocius exilium) 
habe uns die berühmteſten Lehrer entriſſen. ü 

Hamburg. — Es verlautet, daß unſer Senat eine Denkſchrift vorbereite, 
worin die Gruudſätze der Handelspolitik dargelegt werden ſollen, welche 
Hamburg als maßgebend anerkennt und befolgt. Es ſind dies keine andern, als 
die der unbedingten Handelsfreiheit, welche jeden Zwang und Druck 
des internationalen Verkehrs, drücke er ſich in Schutz⸗ oder Differentlalzöllen aus, 
mit allen Kräften widerſtrebt. 
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Hannover den 12. Juni. Seit dem 17. April ſind hier bereits 42 
Pferde nach vorheriger thierärztlichen Unterſuchung geſchlachtet und verkauft worden. 
Am Tage vor Pfingſten wurden allein 4 Pferde geſchlachtet, und davon 2000 
Pfund Fleiſch verkauft. Die Pferde wurden mit 5 — 30 Thaler gekanft, und 
kamen theils aus den Kavallerieſtaͤllen, theils von Landleuten und Stadtfuhrleuten, 
und waren ſolche Thiere, welche durch Fehler am Fuß, Blindheit, Biſſigkeit dc. 
untauglich, an die Schlächter verkauft wurden. 

Aus dem Holſteiniſchen. Am 13. Juni, früh gegen 9 Uhr, iſt Se. 
Kaiſerl. Hoheit der Großfürſt Thronfolger von Rußland mit ſeiner Familie in 
Kiel eingetroffen und ſetzte, nach einem Beſuche bei Sr. Durchlaucht dem Herzoge 
von Holſtein-Glücksburg, die Reiſe nach Hamburg mittelſt eines Extrazuges auf 
der Eiſenbahn fort. Das Kaiſerliche Dampfſchiff, auf welchem der Großfürſt die 
Reiſe gemacht hat, verließ bereits heute Nachmittag wieder den Hafen, während 
ein zweites Dampfſchiff, welches zur Begleitung gedient hat, noch hier zurück⸗ 
bleibt. 


Frankfurt a. M., den 14. Juni. — Bei aller Zerrüttung des Portugie⸗ 


ſiſchen Staatshaushalts kehrt dennoch der bisherige Erzieher der Königl. Kinder als 
wohlhabender Mann nach Deutſchland zurück! Auf der Reiſe nach Wien begriffen 
iſt der inmittelſt in den Freiherruſtand erhobene Hr. Dietz bei einem hieſigen bekann⸗ 
ten Bankhauſe mit Summen accredirt, die einen ſehr vortheilhaften Begriff von 
ſeinen Glücksumſtänden geben. — Die in öffentlichen Blättern ſo viel beſprochene 
Darmſtädter Duellgeſchichte iſt noch nicht zum Austrage gelangt. 

Heidelberg. (F. 3.) Der große Kämpfer für Wahrheit und Licht auf dem 
Gebiete des Gottglaubens und des Staates, der ſeit mehr als fünfzig Jahren ſeine 
reichen Kräfte der Wiſſenſchaft und der Bildung und Erziehung des Menſchengei⸗ 
ſtes widmete, der in ganz Deutſchland hochgefeierte Geheime Kircheurath Dr. Pan⸗ 
lus, hat der hieſigen Deutſchkatholiſchen Gemeinde in einer koſtbaren ſilbernen 
Platte ein Geſcheuk zum Abendmahlsbrode gemacht. Er begleitete dieſe Gabe 
mit folgendem Schreiben: „An Herrn Dr. Brugger, Pfarrer der Deutſchkatholi⸗ 
ſchen Gemeinde zu Heidelberg. Hochgeſchätzter Freund: Ich mache mir gern die 
Freude, Sie zu bitten, daß Sie beifolgenden ſilbernen Teller für den Abendmahls⸗ 
tiſch Ihrer Gemeinde als Geſchent nehmen, um auf demſelben jedesmal den Theil⸗ 
nemenden das zum feierlichſten Andenken an Jeſus, als den wegen Verbreitung 
heilbringender, gotteswürdiger Rechtſchaffenheitslehren gekreuzigten Chriſtus ge⸗ 
widmete Brod, das Zeichen der allgemeinen Geiſtesſpeiſe, darzubieten. G. K. R. 
Dr. Paulus.“ 

Galizien. 

Krakau, den 12. Juni. (Schleſ. Zig.) Die einſt fo viel beſprochene Ein⸗ 
yerleibung des Königreiches Polen ſcheint den Tod einer plötzlichen Vergeſſenheit 
geſtorben zu ſein; man glaubt ſich gegenwärtig vielmehr zu der ganz entgegenge- 
ſetzten Hoffnung berechtigt, Polen werde über kurz oder lang von dem Gzaaren 
verſchiedene Conceſſionen erhalten; einige ſchwaͤrmen ſogar von einer Wiederher⸗ 
ſtellung. des conſtitutionellen Königreichs, ja ſogar der Republik K rakau. 
Der Seeretair des ehemals hier reſidirenden Ruſſiſchen Konſuls hat Inſtruktionen 
erhalten, die auf ſein längeres Verweilen in unſerer Stadt mit Sicherheit ſchlie⸗ 
ßen laſſen. Die Einſetzung verſchiedener Conſuln Seitens der Großmächte ſoll 
im Werke fein, 

Frankrei ch. 

Paris, den 13. Juni. Die Note, welche Emil von Girardin an die 
Kommiſſion der Deputirten⸗Kammer gerichtet hat, die mit Prüfung des Antrages 
der Pairs⸗Kammer in Betreff ſeiner beauftragt iſt, beginnt mit einer feierlichen 
und rückhaltsloſen Erklarung, daß er durchaus keine Beleidigung gegen die Pairs⸗ 
Kammer habe ausſprechen wollen, und daß er glaube, dieſe Erklärung müſſe und 
werde der Kammer genügen. Uebrigens fügt er hinzu, geſetzt ſelbſt, er hätte be⸗ 
hauptet, daß ein Pair wirklich ſeine Ernennung erkauft habe — was er aber 
nirgends und niemals geſagt — ſo würde doch der Beweis eiuer ſolchen Thatſache 
ſchwerlich dazu dienen, die Ehre und Würde der Pairſchaft zu erhöhen. Dann 
fährt er fort: „Ein Verſprechen der Pairswürde iſt allerdings gegeben worden, 
aber nicht gegen Zahlung einer Geldſumme zu Händen oder zu Gunſten eines Mi⸗ 
niſters, ſondern gegen Zahlung einer Summe an ein Journal (die Epoque), 
auf deſſen Erhaltung das Kabinet großen Werth legte. Die Summe wurde ber 
zahlt, aber das Pair⸗Verſprechen nicht gehalten. Dies iſt die Thatſache in 
all ihrer Wahrheit. Ich behaupte es und bleibe dabei.“ Er fragt ferner, was 
man noch weiter von ihm verlangen könne, und meint, die Nennung der Perſon, 
welcher das Verſprechen gemacht worden, würde doch nur zur Befriedigung der 
öffentlichen Neugier und Schadenfreude dienen, aber der Pairie nichts nützen kön⸗ 
nen. „Was den Vorwurf der Verläumdung betrifft“, ſo ſchließt dieſe in den 
heutigen Blättern veröffentlichte Note, „der öffentlich, im Namen der Regierung, 
von dem Fiuanzminiſter nicht nur der Beſchuldigung, daß man ein Pairie-Ver⸗ 
ſprechen gegeben, ſondern auch der Beſchuldigung, daß man ein Theater⸗Privile⸗ 
gium bewilligt, und verſchiedenen anderen angeführten Thatſachen gemacht wor⸗ 
den iſt, ſo werde ich darauf von der Tribüne aus antworten, wenn jener Aus⸗ 
druck nicht erläutert oder zurückgenommen wird. Die Sache der Regierung wird 
es dann ſein, zu beweiſen, daß ſie dem Handel fremd geblieben, auf den nicht 
die Preſſe allein unter den Journalen aufmerkſam gemacht hat; aber die Be⸗ 
hauptung, man habe von dem Handel nichts gewußt, wird nicht hinreichen, um 
eine Verläumdung zu begründen.“ ; 

Jug der ſchon erwähnten Abſchieds⸗Adreſſe an die Armee in Algerjen ſagt der 
Marſchall unter Anderem: „Wie könnte ich mich von Euch trennen, ohne tiefes 


Bedauern zu empfinden? Ihr habt nicht aufgehört, mich ſechs und ein halb 
Jahr lang mit einem Vertrauen zu beehren, das meine Kraft und die Eurige bil⸗ 
dete. Dieſer Zug von Einigkeit zwiſchen Führer und Truppen macht die Heere 
fähig, große Dinge zu leiſten; Ihr habt ſie vollbracht.“ 

Marſchall Bugeaud, der am Sten d. M. zu Marſeille erwartet wurde, hat 
einen Adjutanten an den Eigenthümer des Hotels „in welchem Zimmer für ihn 
vorbereitet wurden, mit der Nachricht abgeſchickt, daß ex zu Cette landen werde. 

Die von Odilon Barrot, Duvergier de Hauranne, Guſtav von Beaumont, 
Leon von Malleville und Chambaron unterzeichnete Abreſſe des „Centralcomite's 
der conſtitutionellen Oppoſition“, beginnt mit der Ausführung, im letzten Monat 
Auguſt habe die Regierung durch Allen bekannte Mittel, ſo wie durch mittlerweile 
verletzte Verſprechungen, den Wählern eine anſehuliche Majorität abgewonnen, 
und zum erſtenmal ſeit 18 34 habe man, wie es ſcheine, der Oppofition Unrecht 
gegeben; die diesjährige Seſſion der Kammer aber, wo man ſich allen politiſchen, 
finanziellen und adminiſtrativen Reformen hartnäckig und ſyſtematiſch widerſetzt 
habe, beweiſe zur Genüge, was es mit der konſervativen Politik ſei und was da⸗ 
von zu erwarten. Frankreich ſei durch dieſe Kammer und durch das Miniſterium 
um ſeinen Einfluß gekommen, ſelbſt da, wo ſie ihn durch eine Allianz der Fami⸗ 


lien feſt und dauerhaft herzuſtellen vorgegeben; durch immer zunehmende Unord⸗ 


nung in den Finanzen wie durch die großen Mängel der Verwaltung ſei das De- 
ſizit auf 500 Mill. Fr. angewachſen, und endlich komme ein öffentlicher Skandal 
nach dem anderen an den Tag. Seit der Herſtellung der Repräſentativ-Regie⸗ 
rung, meint das Comité, ſei ein ſolcher Zuſtand der Dinge noch nicht da geweſen. 

Das Journal des Débats ermahnt, in Veranlaſſung dieſes von dem 
Comité der Oppoſition an die Wähler erlaſſenen Rundſchreibens, ſeinerſeits die 
konſervativen Wähler, ebenfalls wachſam zu ſein. : 

Herr Mercier, Franzöſiſcher Geſandtſchafts⸗Attaché in Portugal, hat Paris 
verlaſſen; er überbringt dem Geſandten in Liſſabon, Herrn von Varennes, Der 
peſchen aus dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

Wiederum werden ſich zwei hieſige Journale verſchmelzen, die Patrie und 
der Commerce. 

Das Leichenbegängniß des Marſchalls Grouchy hat vorgeftern mit gro⸗ 
dem militairiſchen Pomp ſtattgefunden. Nach abgehaltenem Trauergottesdienſte 
in der Juvalidenkirche, dem ber Kriegs-Miniſter, viele Generale und Pairs bei⸗ 
wohnten, bewegte ſich der Zug nach dem Kirchhofe des Pere la Chaiſe, wo die 
Leiche beigeſetzt wurde. Am Grabe wurden mehrere Reden gehalten. i 

Das Zuchtpolizei⸗Gericht zu Bethune hat über 35 Perſonen, welche bei Plün⸗ 
derung eines Getreide- Schiffes betheiligt waren, das Urtheil gefällt; 4 wurden 
freigeſprochen, 4 zu dreijährigem, 6 zu einjährigem Gefängniſſe und die übrigen 
zu kürzerer Einſperrung verurtheilt. 5 

Vom 1. Jauuar bis zum 1. Juni hat das Civil Tribunal von Paris allein 
53 Cheſcheidungen ausgeſprochen, worunter 47 wegen erwieſenen Ehebruchs. 

Die Zeitungen von der Inſel Bourbon ſind voller Schilderungen des Scha⸗ 
dens, welchen Sturm und Waſſerfluth am 5, und 6. Februar dort angerichtet 
haben. In St. Pierre haben alle Zuckerpflanzungen bedeutend gelitten, Brücken 
über den St, Etienne- und Anſefluß wurden mehr und minder zerſtört, und meh⸗ 
rere Menſchen kamen im Waſſer um. In. St. Joſeph wurden ganze Pflanzerhöſe 
weggeſpült, wobei Menſchen, Pferde und Vieh aller Art das Leben verloren. 
Auch in St. Deuis iſt an Gebäuden und Gärten der Schaden anſehnlich, der für 
die ganze Inſel auf 6 Millionen Fr. angeſchlagen wird. i . 

In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗Kammer kündigte der den Vorſitz fuͤh⸗ 
rende Vice⸗Präſident an, daß der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten die 
zugeſagten Aktenſtücke in Betreff der Verhältniſſe von Portugal auf dem Büreau 
der Kammer niedergelegt. Dieſelben wurden im Archive der Kammer zur Verfü⸗ 
gung und Einſicht der Deputirten niedergelegt. Die darauf folgende Verhaud⸗ 
lung betraf nur Geſetzentwürfe von lokalem Intereſſe. 

Es beſtätigt ſich, daß der Bey von Tunis den Fürſten von Metternich zur 
Vermittelung ſeines Zwiſtes mit der Pforte aufgerufen hat. a 

Ein Privatſchreiben aus Alexandria vom 29, Mai enthält eine Beſchreibung 
des feierlichen Leichenbegängniſſes für den, aus Frankreich dort angelaugten, Leich⸗ 
nam des hier verſtorbenen hoffnungsvollen Sohnes des Vicekönigs. Alle Beam⸗ 
ten und Europäiſchen Diplomaten begleiteten den Zug zu dem Grabgewölbe. 
Mehemed Ali war von der Todesbotſchaft außerordentlich ergriffen, ſchloß ſich 
mehrere Stunden ein und gab Befehl, ihm den Sarg nach Cairo zu überbringen. 
Dies war jedoch zu ſpät, da derſelbe bereits beigeſetzt war. Zu Ehren des ver⸗ 
ſtorbenen wurde in allen Moſcheen gebetet und vor denſelben, Brot, Reis, Fleiſch 
und Geld an die Armen vertheilt. 

Nach einer hieſigen mediziniſchen Zeitſchrift giebt es in Frankreich 20,000 
Aerzte, unter denen ſich 12,000 geprüfte befinden, die übrigen find Wundärzte, 
oder Quackſalber, Pfuſcher und Dorfbarbiere. Etwa 290 junge Mediziner legen 
jährlich das Examen ab. 

Der Chef des Franzöſiſchen Geſchwaders in der Levante hat 2 Schiffe gegen 
Seeräuber ausgeſendet. a f 
b Spanien. 

Madrid, den 8. Juni. Geſtern Nachmittag erhielt die Regierung die 
amtliche Nachricht, daß 2500 Mann auserlefener Truppen der Portugieſiſchen 
Juſurgenten, die unter den Befehlen des Grafen Das Antas auf mehreren Dampf⸗ 
ſchiffen von Porto ausgelaufen waren, um in der Gegend von Liſſabon zu landen, 
von der vereinigten Engliſch⸗Portugieſiſchen Flotte zu Gefangenen gemacht wur⸗ 
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den. Die Schiffe der Rebellen, an deren Vord ſich auch ein beträchtlicher Artil⸗ 
leriepark und etwa hundert Pferde befanden, wurden nach Liſſabon aufgebracht. 

Nach Eingang dieſer Nachricht verſammelten ſich die Miniſter zu einer Berath⸗ 
ſchlagung, und es wurde beſchloſſen, daß die diesſeitigen Truppen am 10ten in 
Portugal einrücken ſollen. N 

Die Königin hat ſich an den Vicekönig von Aegypten mit der Bitte gewandt, 
ihr zwanzig Arabiſche Hengſte zum Reiten zu ſchicken. 

Monf. Brunelli hatte vorgeſtern eine Konferenz mit dem Juſtizminiſter, der 
die kirchlichen Angelegenheiten leitet. 

Dem Eco del Comereio wird aus Melilla berichtet, daß der ganze Sü— 
den von Marokko, das Rif und die Gebirge den Emir Abd el Kader zum Groß⸗ 
paſcha und Kaiſer von Marokko ausgerufen haben. Der Emir befand ſich zwei 
Tagereiſen von Melilla. 

Der Einmarſch der Spaniſchen Truppen in Portugal ſoll, wie heute ein 
Blatt meldet, nicht vor dem 8. oder 10. Juni erfolgen und könnte ſelbſt bis zum 
20. verſchoben werden, wie gewöhnlich gut unterrichtete Perſonen glauben. Nach 
den letzten Nachrichten aus Portugal ſoll der Migneliftifche General Pavoas 
bei Regoa über den Duero gegangen und Lamego beſetzt haben. Saldanha's 
Truppen waren ganz in der Nähe und man erwartete eine Schlacht. 

Der Faro enthält ein Schreiben aus London, worin von einem Plaue die 
Rede iſt, den Herzog von Victoria, General Espartero, zum Vieekoͤnige der 
Philippinen zu machen, woran ſchon damals gedacht wurde, als Espartero Ne 
gent in Spanien war. Der Aufſtand gegen ihn habe die Ausführung zu jener 
Zeit allein verhindert. 

Portugal. 

London, den 11. Juni. Die neueſten Nachrichten aus Liſſabon vom 
4., aus Porto vom 7. Juni enthalten die Beſtätigung der vor einigen Tagen 
bereits gegebenen telegraphiſchen Mittheilung von der Niederlage der Inſurgenten. 

Die Intervention der drei Maͤchte hat ſomit ihre erſten Früchte getragen. Graf 
Das Antas, mit 2400 Mann Infanterie, 50 Pferden und zwei Geſchützen, und 
zwölf Schiffe der Junta, darunter drei Dampfſchiffe, find am 31. Mai von den 
vor dem Duero kreuzenden Britiſchen Kriegsfahrzeugen genommen und nach dem 
Tajo abgeführt worden. 5 

Sogleich nach dem Eingange der Nachricht von der Gefangennehmung des 
Grafen Das Antas machte Admiral Parker am 1. Juni dem ihm perſönlich be⸗ 
freundeten zweiten Inſurgentenführer, Visconde Sa da Bandeira, Anzeige davon 
und forderte ihn auf, nun auch die Feindſeligkeiten einzuſtellen und an Bord des 
Britiſchen Dampfſchiffes „Hibernia“ ein Aſyl zu ſuchen. Zugleich ſprach der Ad⸗ 
miral in dem Schreiben die Hoffnung aus, daß nunmehr beſſere Tage für Portu⸗ 
gal anbrechen würden. Sa da Bandeira antwortete ſehr unmuthig aus Setubal 
vom 2. Juni und erklärte, ſich vestheidigen zu wollen, wenn er angegriffen würde. 
Da aber „ein neuer und mächtiger Feind gegen die Sache der Portugieſiſchen Na⸗ 
tion“ aufgeſtanden ſei, jo bitte er um Erlaubniß, einen feiner Adjutauten auf eis 
nem Britiſchen Schiffe nach Porto ſchicken zu dürfen, um neue Inſtruktionen von 
der Junta einzuholen. Dies wurde gewährt, der „Polyphemus“ brachte den Of⸗ 
ſizier nach Porto, und, nach den letzten Berichten von dort, ſoll ſich die Junta ent⸗ 
ſchloſſen haben, den vom Oberſt Wylde ihr vorgeſchlagenen Vergleichs-Bedingun— 
gen beizutreten. Dieſelben lauten bekanntlich 1) auf allgemeine Amneſtie für po⸗ 
litiſche Verbrechen, die ſeit Anfang Oktober v. J. begangen worden find, und 
auf Zurückberufung der ſeit dieſer Zeit aus politiſchen Gründen Verbaunten, 2) 
auf Zurücknahme aller ſeit Oktober erlaſſenen konſtitutions- und geſetzwidrigen 
Dekrete, 3) auf unverzügliche Einberufung der Cortes nach Beendigung der ſo⸗ 
gleich vorzunehmenden Wahlen, 4) auf Ernennung eines weder aus Kabraliſten, 
noch aus Mitgliedern der Junta gebildeten Miniſteriums. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 9. Juni. Ihre Königliche Hoheit die Herzogin von Kent 
hat ſich geſtern in Woolwich nach Oſtende eingeſchifft. 

Die geſtrigen Parlaments: Verhandlungen hatten wiederum die Portugieſiſche 
Interventions- Angelegenheit zum Gegenſtande. In beiden Hauſern wurden Anz 
fragen deshalb an die Miniſter geſtellt. Graf Elleuborongh brachte im Ober- 
hauſe eine Depeſche zur Sprache, die, nach Franzöſiſchen Blättern, an den Prin⸗ 
zen von Joinoille abgegangen ſein und wonach derſelbe den Auftrag erhalten ha⸗ 
ben ſoll, mit feinem Geſchwader nach Liſſabon ſich zu begeben. Der Graf fragte, 
ob dieſer Prinz, als älteſter Offizier dem Range nach, den Oberbefehl über die 
vereinigte Flotte der intervenirenden Mächte übernehmen werde, wie dies gewöhn⸗ 

lich bei kombinirten Operationen der Fall ſei? Der Marquis von Lansdowne 
erwiederte, daß er nur von der Abſendung Franzöſiſcher Schiffe nach Portugal 
wiſſe, und daß es ihm unbekannt ſei, wer fie befehlige. — Im Unterhauſe 
ſtellte Lord George Bentinck dieſelbe Frage und erhielt von Lord J. Ruſſell 
zur Antwort, daß gar keine Vereinbarung getroffen worden ſei, die Geſchwader 
der reſpektiven Mächte unter den Oberbefehl eines einzelnen Offfzlers zu ſtellen, 
Im Gegentheil ſei dem Admiral Sir W. Parker der Befehl zugegangen, weder 
über das Franzöſiſche, noch über das Spaniſche Geſchwader das Kommando zu 
übernehmen, obſchon man glaube, daß ſein Rath nicht unberückſichtigt von den 
Anderen bleiben werde. Was den Prinzen von Joinville betreffe, ſo halte er es 
für unnöthig, ſeinetwegen eine Bemertung zu machen, da er keinen Grund habe, 
zu glauben, der Prinz werde nach der Portugieſiſchen Küſte gehen. — Die übrigen 
Verhandlungen des Parlaments bieten kein allgemeines Intereſſe. Herr Spo o⸗ 
ner veranlaßte eine erfolgloſe Debatte durch einen Antrag zur Ehrenrettung des 


vor kurzem verſtorbenen Er⸗Gouverneurs von Vandiemenstand, Sit E. Wilmot, 


der wegen angeblicher Immoralität von dem Kolonial⸗Miniſterlum abgeſetzt war. 


Aus mehreren Orten geht die Nachricht ein, daß die Kartoffel⸗Krankheit ſich 
von neuem gezeigt habe, indeß läßt ſich über die Ausdehnung derſelben noch durch⸗ 
aus nichts Beſtimmtes angeben. Andere beſtreiten die Exiſtenz der Krankheit über⸗ 
haupt, doch haben die Nachrichten darübet am Kornmarkte einen Einfluß auf die 
Weizenpreiſe ausgeübt. 

Aus Kilkenny, Ballyshannon, Monaghan und andern Iriſchen Graſſchaften 
wird berichtet, daß die auſteckenden Fieber in Folge der warmen Witterung entſeß⸗ 
lich um ſich greifen. Zu Londonderry ſtarben in den letzten Tagen fünf Geistliche 
an der Seuche. Zu Cork find ſeit dem Beginne des vorigen Herbſtes fo viele 
Perſonen geſtorben, daß der Kirchhof, welcher Eigenthum des Vaters Mathew if 
mehr als 10,000 Leichen aufgenommen hat. Er iſt jetzt fo überfüllt, daß Ma⸗ 
thew, um die Verbreitung von Anſteckung und Krankheiten in der Umgegend zu 
verhüten, den Behörden angezeigt hat, daß er keine weiteren Begräbniſfe auf ſei⸗ 
nem Kirchhofe geſtatten könne und daher Leute aufgeſtellt habe, welche alle Leichen 
zurückweiſen würden. 

London, den 10. Juni. Zu der auf heute angeſetzten Berathung des 
Antrages des Herrn Hume im Unterhauſe wegen der Intervention in Portugal 
find dem Hauſe die betreffenden Papiere vorgelegt worden, welche einen Band 
von 377 Folio⸗Seiten bilden. Die Times geben einen kurzen Auszug daraus, 
der indeß wenig Neues enthält. Folgendes iſt das Weſentliche desſelben: Sobald 
man ſich überzeugt hatte, daß die Streitkräfte der Königin von Portugal nicht in 
der Lage waren, den Aufſtand zu unterdrücken oder ſelbſt die Vortheile zu verfol⸗ 
gen, welche ſie bei einem ſiegreichen Angriff auf Porto gewonnen hatten, ſo war 
es klar, daß, wenn England vom Schauplatz dieſes Kampfes entfernt bllebe, 
entweder die Inſurgenten einen vollſtäudigen Sieg erringen oder andere Mächte 
dem Hofe von Liſſabon in feiner Bedrängniß diejenige Unterſtützung gewähren 
würden, welche England verweigerte und welche die abfolute Herrſchaft der Krone 
herſtellen dürfte. Eines oder das Andere hielt die Engliſche Regierung fir un⸗ 
vermeidlich und Beides für nachtheilig, den Intereſſen Portugals ſowohl wie den 
Intereſſen Englands. 

Prinz Oskar von Schweden iſt geſtern mit ſeiner Fregatte und Brigg von 
Portsmouth nach Stockholm abgeſegelt, nachdem er am Vorabend bei dem Hafen⸗ 
Admiral geſpeiſt hatte. Am Bord verſieht der Prinz alle Pflichten des Lieute⸗ 


nants⸗Ranges, den er in der Schwediſchen Marine bekleidet. 


Der Glo be meldet als Gerücht, die Engliſche Regierung wolle die Negocl⸗ 
rung eines Ip&t. Anlehens für Portugal betreiben und die Zahlung der Zinſen 
garantiren. ; 

In der City iſt eine Adreſſe an Sir R. Peel im Umlauf, worin er aufgefor⸗ 
dert wird, die Kandidatur anzunehmen, welche ihm viele einflußreiche Mitglieder 
des Handelsſtandes anbieten. 

In mehreren Orten der Grafſchaft Cornwall, wo die Lebensmitteltheuerung 
ſchon neulich zu bedauerlichen Exceſſen geführt hatte, iſt es abermals zu argen 
Ruheſtörungen gekommen. Die Grubenarbeiter zu Redruth, Pool, Helſton, 
Wells haben eruſte Gewaltthaͤtigkeiten verübt, die Bäckerlaͤden und die ſonſtigen 
Lokale, wo Lebensmittel feil geboten werden, geplündert und dem Einſchreiten 
der Behörden Widerſtaud geleiſtet. Zu Redruth wurden einige Beamte und Kon⸗ 
ftabler von den Meuterern ſchwer gemißhaudelt und man mußte, um ſie zu zer⸗ 
ſtreuen, die Aufruhrakte verleſen und das Militair zu Hülſe nehmen. Zu Helſton 
wurden die Pächter, welche Korn auf den Markt gebracht hatten, von den Atbei⸗ 
tern gezwungen, daſſelbe zu vorgeſchriebenen niedrigen Preiſen abzugeben. 

Das Dampfboot „Dee“ hat heut die ſehnlichſt erwartete Weſtindiſch⸗Merica⸗ 
niſche Poſt überbracht. Santa Anna war in Oriata und hob 4500 Mann zu 
einem Guerilla-Krieg aus. Es wurden mehrfache Angriffe auf Lebensmittel 
Transporte gemacht, welche von Veraeruz zum Heere gingen, aber ohne Erfolg. 
Es hieß, daß die Amerikaner des Krieges müde wären und die Freiwilligen abs 
gingen, da ihre Zeit abgelaufen war. 

Nita lui e u. 

Florenz, den 1. Juni. Der Großhetzog hat ſich nach dem Beiſpiele 
Pins’ IX. entſchloſſen, eine Art Notabelnverſammlung zur beſſeren Ordnung der 
Gemeinde- Angelegenheiten einzuberufen. Im Auguſt dieſes Jahres ſollen ſich 
namlich die Vorſtände der Gemeinde-Aufſichtskammern zu einer Konferenz hier 
verſammeln, zu welcher auch eine Anzahl Notabeln, welcher früher das Bürger⸗ 
meiſteramt bekleidet haben oder noch bekleiden, zugezogen werden ſollen, um die 
geſetzlichen Veſtimmungen über die Gemeinde-Verwaltung zu revidiren. 

u wre Be 

Konſtantinopel den 30. Mal. In Kurdiſtan iſt ein neuer Rebell iu 
der Perſon des Mahmud Chan de Van aufgeſtanden und hat ſich der Stadt Mud 
bemächtigt. In Tripoll (Syrien) it das Militair aufrühreriſch geworden, ein 
Regiment will nach Konftantinopel zurückgeſchickt werden, um der Militair⸗Reform 
theilhaftig zu werden. — Ju letzter Nacht iſt ein großer Theil von St. Dimitri, 
eine Vorſtadt Pera's, abgebrannt, über 200 Haͤuſer; auch mehrere Menſchen 
haben dabei das Leben eingebüßt. — Neulich hat der Sultan Gratiſtkatlonen 
unter feinen Großbeamten zum Betrag von mehr als 2 Millionen Thaler verthel⸗ 
len laſſen. — — 

Vermiſehte Nachrichten. | 

Brieg den 16. Juni, Morgens 6 Uhr. Das Waſſer in der Oder hat hier 

bereits den außerordentlichen hohen Stand von 20 Fuß 8 Zoll am Ober ⸗ und 


954 


17 Fuß 3 Zoll am Unterpegel erreicht, und ſteht daher im Oberwaſſer bereiks 
um 6 Zoll höher als bei dem bekannten höchſten Waſſerſtande im September 
1831, während der Unterwaſſerſtand noch um 1 Fuſt 8 Zoll niedriger iſt, als 
der damalige. Die Ländereien außerhalb der Haupt⸗Deiche bei Neu⸗Kölln, Schei⸗ 
delwitz, Leubuſch, Döbern u. ſ. w. bis Peiſterwitz herunter, find durch den in 
voriger Nacht erfolgten Durchbruch des Sommerdammes bei Neu-Kölln unter 
Waſſer geſetzt, und die Feldfrüchte, fo wie die Heuerndte ſomit vernichtet worden. 
Herr v. Binde hat ſich eutſchieden geweigert, zu dem Porträt zu ſitzen, 
welches der von Dr. Wöninger beſorgten Ausgabe der Landtagsverhandlungen 
beigegeben werden ſollte. N 
Der zähe ſchwarze Weizenboden, der ſich von Polen aus durch das 
ſüdliche Rußland hinzieht, hat von jeher die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. 
Baron Meyendorf ſchlug deshalb der Ruſſiſchen geographiſchen Geſellſchaft vor, 
eine Kommiſſion von Geologen, Hydrographen, Landbauern und Forſtmännern 
niederzuſetzen, um den Humusſtrich (Tſchernoſem, ſchwarze Erde, wie die Ruſſen 
ſagen), der ſich von den füblichen Kreiſen des Gouvernements Penſa bis in den 
Süden des Gouvernements Kiew erſtreckt, und zum Theil von einer Höhenkette 
eingeſchloſſen iſt, die ſich von Smolensk nach dem ſüdlichen Theile des Gouver⸗ 
nements Kursk, von da an den Jelcz, nach dem Süden von Tambow, nach 
Penſa und Simbirsk hinzieht, genauer zu unterſuchen. Dieſer Strich iſt der 
Hauptſitz des reichſten Ackerbaues in Rußland, in geographiſcher Beziehung jedoch 


minder wichtig als in landwirthſchaftlicher. Man hofft, daß die Geſellſchaft dem 
Vorſchlage des Barons Meyendorf alle mögliche Berückſichtigung ſchenken werde. 

Heilbronn den 10. Juni. Am 8. frühe hatten wir hier auf dem Felde 
Eis. Bis jetzt zeigte ſich übrigens, daß nur die Bohnen in der Blüthe hie und 
da gelitten haben. Die Kartoffeln blühen faſt in unſerer ganzen Umgebung 
und wir dürfen hoffen, in 4 — 5 Wochen neue Kartoffeln auf dem Markte zu 
ſehen. Aus Gärten könnten wir ſolche jetzt ſchon, wie die Karlsruher, zum Ver⸗ 
kaufe ausſtellen. Kirſchen wurden hier geſtern Mittag theilweiſe zu 2 Kr. das 
Pfund verkauft. 

Zu Konſtanz fell demnächſt unter Betheiligung Weſſenbergs ein neues 
katholiſches Kirchenblatt erſcheinen. 

Aus der Eifel den 3. Juni. So eben geht hier die traurige Nachricht 
ein, daß der große Ort Mehren bei Daun bis auf wenige Häufer geſtern 
Abend ein Raub der Flammen geworden iſt. Leider ſind auch zwei Menſchenle⸗ 
ben dabei zu Grunde gegangen. Die Hälfte der Gebäude und namentlich jene 
der ärmeren Klaſſe ſollen nicht verſichert fein. Die Urſache dieſes entſetzlichen 
Brandes ſoll wieder eine Tabakspfeife geweſen ſein. Das Rauchen in der Scheu⸗ 
ne wird in der That vom Geſetze viel zu gelinde beſtraft, wenn man bedenkt, welch? 
namenloſes Elend daſſelbe ſchon herbeigeführt hat; es müßte durchaus Gefängniß⸗ 
ſtrafe von wenigſteus 14 Tagen darauf ſtehen, und daß eine ſolche Strafe darauf 
ſtehe, müßte an jeder Scheune angeſchlagen fein. (Trier. Z.) 


Stadttheater in Poſen. 

Sonnabend den 19. Juni zum Beneſiz für Herrn 
Muſik⸗ Direktor Zeeh zum Zweitenmale: Gold⸗ 
teufel, oder: Ein Abenteuer in Amerika; 
romantiſch-komiſches Gemälde mit Geſang in drei 
Aufzügen von Carl Elmar, Muſik vom Kapellmei⸗ 
ſter A. E. Titl. — Vorher: Tanz-Divertiſſe⸗ 
ment Spaniſcher National⸗Tänze: 1) Bolero en 
quatre, 2) Cachucha- Solo, 3) Cachucha en 
pas de deux. 

Sonntag den 20. Juni: Polniſche Vorſtellung 
(Ueberſetzung des Raimundſchen „Alpenkönig und 
Menſchenfeind.“) 

Dienſtag den 22. Juni: Der Vetter; Luſtſpiel 
in drei Akten von R. Benedir. — Hierauf zum Er⸗ 
ſtenmale: Die Maskerade im Dachſtübchen; 
Schwank in 1 Akt, frei nach dem Franzöſiſchen von 
C. Meixner. (Manuſer.) 


Wohlthätigkeit. 

Für die Abgebrannten zu Opolenica ſind nach⸗ 
träglich eingegangen: Kr. 5 Rthlr., welche wir heute 
dem Herrn Bürgermeiſter Gabert zu Opalenica 
ebenfalls per Poſt überſandt haben. 

Poſen, den 19. Juni 1847. 

Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Bekanntmachung. 

Das zum Nachlaſſe der Caroline und Jo- 
hann v. Meyer ſchen Eheleute gehörige Rittergut 
Czarnotul, Mogilnoſchen Kreiſes, ſoll auf ein 
Jahr, von Johanni 1847 bis dahin 1848 meiſtbie⸗ 
tend verpachtet werden. 

Hierzu ſteht ein Terwin auf den 30ſten Juni 

d. J. Vormittags um 11 Uhr 
vor dem Herrn Ober⸗-Landesgerichts-Rath Ulric i 
in unſerm Konferenz-Saale an, zu welchem Pacht- 
luſtige mit dem Bemerken vorgeladen werden, daß 
eine baare Pachtkaution von 500 Rihlr. beſtellt wer⸗ 
den muß, die übrigen Bedingungen aber im Ver⸗ 
pachtungs⸗Termine bekannt gemacht werden ſollen. 

Bromberg, den 11. Juni 1847. 

Königliches Ober⸗Landesgericht. 
II. Senat. 


Bekanntmachung 
des Königlichen Land» und Stadtgerichts; 
Erſte Abtheilung. 
Poſen, den 7. Juni 1847. 

Am 28 ten Juni diefes Jahres früh um 9 Uhr 
ſollen im Hauſe des Kauſmanns Glückmann, 
Schuhmacherſtraße No. 20. durch den Herrn Ren- 
danten Kurzhals verſchiedene Kolonial- und Ma⸗ 
terial⸗Waaren, ſo wie Cigarren und Tabak gegen 
gleich baare Zahlung öffentlich verkauft werden. 


Im Auftrage des Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktors zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Amt und zwar in feinem Dienſtgelaſſe hierſelbſt, am 
25ſten d. Mis. Nachmittags 2 Uhr, die Chauſſee⸗ 
geld⸗Erhebung zu Radomitz, zwiſchen Liſſa und 
Schmiegel, an den Meiſtbietenden mit Vorbehalt 
des höhern Zuſchlages vom Iften Oktober d. J. 
ab, anderweit zur Pacht ausſtellen. 
tionsfähige Perſonen, welche vorher mindeſtens 120 
Thaler haar oder in annehmlichen Staats papieren 


Nur dispoſt⸗ 


bei uns zur Sicherheit niedergelegt haben, werden 
zum Bieten zugelaſſen. 

Die Lizitations- und Pachtbedingungen können 
ſowohl bei uns, als bei dem Königl. Steuer-Amte 
zu Schmiegel von heute ab, während der Dienſt⸗ 
ſtunden eingeſehen werden. 

Liſſa, den 1. Juni 1847. 

Königl. Haupt-⸗Steuer⸗Amt. 


Brennholzverkauf. — Dienſtag den 29 ſten 
Juni c. ſollen aus dem Forſtſchutz⸗Vezirke Ka⸗ 
czemka der diesſeitigen Oberförſterei 535 Klaftern 
Kiefern⸗Klobenholz, 224 Klaftern dergleichen Aſtholz 
und 218 Klaftern dergleichen Stubbenholz von Vor⸗ 
mittags 9 bis 11 Uhr in der Förſterwohnung zu 
Kaczemka meiſtbietend verkauft werden. g 

Die Licitations-Bedingungen werden vor dem Ter⸗ 
mine bekannt gemacht, und wird bemerkt, daß bei 
Käufen über 100 bis 150 Rthlr. nur 4 der Kauf: 
ſumme im Termine ſelbſt anzuzahlen iſt. 

Zirke, den 15. Juni 1847. . 

Der Königl. Overförſter Herbſt. 


Auktion. 


Dienſtag den 22ten Juni Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen im Auk⸗ 
tions⸗Lokal Friedrichsſtraße No. 30. mehrere Möbels 
von verſchiedenen Holzarten, wobei 1 Sekretair, 1 
Kleiderſchrank, 1 Kommode ic. von Mahagoni, 
Betten, Porzelan, Glas, eine komplette Laden⸗ 
Einrichtung, Konditorei-Utenſilien, 3 Markt⸗Kiſten 
nebſt vielen andern Gegenſtänden zum Gebrauch ge- 
gen baare Zahlung öffentlich verſteigert werden. 

Anſchütz. 


300 Stück junge feine Mutterſchaafe, deren Wolle 
jetzt in Poſen zu 72 Rthlr. pro Centner verkauft 
worden, ſollen Behufs Beſchaffung einer hochfeinen 
Schäferei auf dem Dominio Weidenvorwerk bei 
Bentſchen fofort verkauft werden. 


Das Grundſtück auf dem Graben hieſiger Stadt 
sub No. 40.04 1., unmittelbar an der Brücke bele⸗ 
gen, iſt aus freier Hand zu verkaufen. Kaufluſtige 
belieben ſich daſelbſt beim Eigenthümer zu melden. 

Poſen, im Juni 1847. 


Breslauerſtraße No. 30. iſt ein Laden nebſt Woh⸗ 
nung und Keller zu vermiethen. 


Sahn-Käſe erhielt und offerirt à 1 und 2 


Ein Ausverkauf verſchiedener wollener und halb⸗ 

wollener Borten-Tücher, Weſten und Cravatten zu 

enorm billigen Preiſen findet ſtatt während des Jo⸗ 

F a Miache bei Marcus ſohn, alten Markt 
o. 52. 


In der Bäckerſtraße No. 14. neben Odeum ſind 
Wohnungen zu 3 und 2 Stuben nebſt Küche und 
Gelaß, auch Garten, vom Iſten Oktober ab bezieh⸗ 
bar, zu vermierhen. Näheres hierüber ertheilt der 
Tauhert auf dem Hofe links, am vollkommenſten 
jedoch der Eigenthümer Tabuls ki ſelbſt in der 
Breslauerſtraße No. 11. im Laden, welcher auch auf 
gütiges Anfragen die Anſicht derſelben erleichtern kann. 


In Neudorf bei Schwerſenz an der Chauffee 
iſt der Gaſthof nebſt beſtelltem Garten ſofort zu ver⸗ 
miethen. 


Eine ganz neue Sorte ächte Magdeburger 


r. 
pro Stück ei 


B. L. Präger, 


Waſſerſtraße im Luiſengebäude No. 30. 


Allerbeſte neue Heringe a 14 Sgr. pr. St. 
und Schockweiſe billiger; große Meſſin. Apfelſinen 
und Citronen empfiehlt billigſt 

J. Ephraim, Waſſerſtraße 2. 


Frühſtück, Mittag- und Abendbrod täglich zu 
haben bei Wroblewski, Jeſuitenſtr. No. 8. im 
Hauſe des Herrn Eliaſzewicz. 


Montag den 2Iften Juni Nachmittags: Großes 
Garten⸗Konzert. Anfang 5 Uhr. Entree à 
Perſon 23 Sgr. Für freies Ueberfahren der geehr⸗ 


ten Gäſte iſt Sorge getragen. 
} ku f 12 Städtchen No. 13. 


Odeum. 
Sonnabend den 19ten und Sonntag den 20ſten d. M.: 


Großes Gung'lſches Konzert, 


mit diverſen Neuigkeiten. 
Anfang 6 Uhr. Entree à 23 Sgr. Kinder 1 Sgr. 
Ergebenſte Einladung Bornhagen. 


— — — 


Sonntag den 20ſten Juni 1847 


In der Woche vom IIten bis I7ten 


Namen wird die Predigt halten: Juni 1847 find: 
der 5 
; geboren: geftorben: | getraut: 
Kirchen. Vormittags. achmittags. [L I — 
tag Nachngteg Knaben.] Mädch. echt. Ge. Paare: 
Evangel. Kreuzkirche... Or. Prediger Keißner Hr. Pred. Friedrich 3 4046 1 
Evangel. Vetri-Rirhe , -| = Eonf.-R.Dr,Siedler _ 1 3 1 —f — 
Garniſon⸗Kirche „ Div.⸗Pred. Simon — 1 = 2 — — 
Domkirche Pon. Pluſzezewski za 2 1 2 1 1 
Pfarrkirche - Manf. Amman er 21. — = 4 2 
St. Adalbert⸗Kirche . - | = Manf, Prokop — 2 — 1 3 — 
St. Martin⸗Kirche .- Dekan v. Kamienski Srandf 2 2 — 2 — 
Deutſch⸗Kath. Succurſale] Pr. Fromholz Manſ. Grandke. ae — 
Dominik. Kloſterkirche. . Präb. Stamm ng — — — — — 
Kl. der barmh. Schweſt..⸗Cler. Wittig vr — Sy FR — ent 
Summe. I 4a ı 919 15 4 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


‚18140. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 19. Juni 1847. 


Landtags⸗Augelegenheiten. 

Sitzung der Kurie der 955 Stände am 9. Juni. 

. (Schluß.) L 

Ag. v. Steffens: Ich danke dem Herrn Kommiſſar für dieſe Mitthei⸗ 
lung und wollte nur noch eine Bemerkung mir erlauben, nämlich ich habe 
aufmerſam machen wollen, daß in der Rheinprovinz eine Verordnung wegen 
Ablöſung der Waldſervituten ſehr nothwendig iſt. RER 

Marſchall: Das iſt ein Gegenſtand, der uns nicht vorliegt, und wor 
über wir uns nicht verbreiten können. 

Abg. v. Steffens: Ich wünſchte nur, daß in dem Antrage noch das 
Wort „die Forſt⸗Ordnung“ beigeſetzt werde. : 2 

Marſchall: Ich muß fragen, ob die hohe Verſammlung den Schluß 
der Debatte will, (Die Verſammlung erklärt ſich damit einverſtanden.) und 
dann muß ich zuerſt den Antrag der Abtheilung zur Abſtimmung bringen. 

Secretair: Er geht dahin, die Beſchleunigung der Emanirung des 
dem Staatsrathe vorliegenden Geſetzes von Sr. Majeſtät dem Könige aller⸗ 
unterthänigſt zu erbitten. 125 

Marſchall: Diejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beiſtim⸗ 
men, bitte ich aufzuſtehen. Zwei Drittheile find nicht vorhanden. 

Abg. Hanſemann: Meine. Herren! Nach dem ſo eben gehörten Vo⸗ 
tum glaube ich, daß Sie ſich dem Antrage meines Kollegen aus der Rhein⸗ 
Provinz anſchließen und alſo Se. Majeſtät den König bitten werden, dem 
nächſten Vereinigten Landtage das Forſt-Strafgeſetz vorzulegen. Es iſt ein 
Theil des allgememen Strafrechts, und ſomit glaube ich, daß das Votum ſich 
demjenigen anſchließen müſſe, welches rückſichtlich des Strafrechts abgegeben 
worden iſt. . 7. i 

Eine Stimme: Das wäre ja eine neue Petition. 

Marſchall: Das Amendement iſt allerdings vorher nicht eingereicht 
worden, allein darum wird es nicht unbedingt ausgeſchloſſen ſein, weil dem 
Marſchall die Veſugniß zuſteht, auch ausnahmsweiſe Amendements zuzulaſſen, 
die vorher nicht eingereicht worden. Alſo dieſer Umſtand wäre nicht hin⸗ 
reichend, es auszuſchließen. Ich bin der Meinung, daß die hohe Verſamm⸗ 
lung ſich über daſſelbe ausſprechen und beſchließen möge, ob ſie demſelben 
beitreten wolle. Ich erſuche diejenigen Herren Mitglieder, welche das ge⸗ 
ſtellte Amendement unterſtützen wollen, dieſes durch Aufſtehen zu erkennen zu 
geben. (Mehrere Mitglieder erheben ſich.) Die hinreichende Unterſtützung 
iſt alſo da. Ich frage alſo: Soll an Se. Majeſtät den König die unterthä⸗ 
nigſte Bitte geſtellt werden, daß das Forſt⸗-Strafgeſetz dem nächſten Vereinig⸗ 
ten Landtage vorgelegt werde? (Dieſer Antrag wird mit einer großen Ma⸗ 
jorität verworfen.) Der Herr Referent wird Vortrag erſtalten über ee 
tition des Herrn Abgeordneten Mertens auf Amneſtie für Waldfrevel. (Der 
ob der Antrag Un’erftügung findet. (Es 
Der Gegenſtand kann alſo nicht zur 
dieſem Gutachten ſchließen müſſen, 


Referent lieſt vor.) Es fragt ſich, 
erfolgt von keiner Seite Unterſtützung.) 
Berathung kommen. Wir werden mit 
weil es ſchon 2 auf 4 Uhr iſt. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich bin in der Lage, der hohen Verſamm⸗ 
lung das vor kurzem in Ausſicht geſtellte Verſprechen gleich zu erfüllen, in⸗ 
dem Se. Majeſtät der König eine Declaration erlaſſen haben, welche die be⸗ 
fürchtete Erſchütterung des Kredits der preußiſchen Bank zu beſeitigen völlig 
geeignet ſein wird. Sie lautet: „Es iſt durch das Staats-Miniſterium zu 
Meiner Kenntniß gekommen, daß über die Auslegung des §. 33 der Bank⸗ 
Ordnung vom 5. Oktober v. J., wegen Annahme der Noten der preußiſchen 
Bank bei öffentlichen Kaſſen, neuerlich Zweifel ſich kundgegeben haben. Zur 
Beſeitigung dieſer Zweifel will Ich, nach dem Antrage des Staats- Minis 
ſteriums, hierdurch erklären, daß ſämmtliche öffentliche Kaſſen, zu denen in 
dieſer Beziehung auch die gerichtlichen Depoſttal⸗Kaſſen, gerechnet werden ſollen, 
unter allen Umſtänden verpflichtet find, die Noten der preußiſchen Bank für 
den vollen Betrag, auf welchen dieſelben lauten, in Zahlung anzunehmen. 
Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. Sansſouci, den 9. Juni 18177 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


kann jetzt noch nicht anberaumt werden, da morgen eine Sitzung der Ver⸗ 
einigten Kurien über einen Gegenſtand, der jedenfalls mehrere Tage hinweg— 
nehmen wird, ſtattfindet. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am il. Juni. 

Nach dem Schluſſe der Sitzung der Vereinigten Kurien, welcher nach 4 
Uhr Nachmittags erfolgt war, äußerte der Landtags⸗Marſchall v. Roch o w: 
Ich erſuche die Mitglieder der Kurie der drei Stände, noch beiſammen zu 
bleiben, um ihnen eine Frage vorlegen zu können. (Nachdem die Mitglieder 
der Herren⸗Kurie den Saal verlaſſen und die Mitglieder der Kurie der drei 
Stände wieder ihre Plätze eingenommen hatten) Ich würde mir nicht erlaubt 
haben, die verehrten Herren noch ſo ſpät zurückzuhalten, wenn es nicht ein 
fehr wichtiger Gegenſtand wäre, über den ich eine Frage an die hohe Ver⸗ 
ſammlung zu richten hätte, nämlich die, ob ſie noch den Entwurf der aller—⸗ 
unterthänigſten Bitte anhören wolle, welchen der Herr Referent von der 
Schulenburg über die Petitionen, betreffend die Verordnungen vom 3 Februar, 
aufgeſetzt hat. (Es erfolgt der Zuruf mit Ja!) In deſſen Folge bitte ich 
den Herrn Referenten, dieſen Entwurf vorzutragen. Dazu würde aber nöthig 
ſein, ſo ſtill wie in der Kirche zu ſein, damit man genau hören kann. 

Abg. Hanfemann: Iſt er bereits in der Abtheilung geweſen? 

Referent v. d. Schulenburg: Ja wohl, er iſt bereits durch die Ab⸗ 
theilung gegangen. Er lautet: (Referent lieſt den Entwurf vor.) Das 
würde die Begründung ſein für die Bitte um die Periodizität des Landtags. 

Marſchall: Es wird zweckmäßig ſein, den Entwurf zuerſt ganz 
zu leſen. 2 

Referent v. d. Schulenburg lieſt in dem Entwurfe fort. Nach Er- 
ledigung einiger Erinnerungen wurde der Entwurf genehmigt. 

Marſchall! Nun habe ich nur noch die ergebenſte Bitte auszuſprechen, 
daß, wenn morgen die Sitzung des Vereinigten Landtages nicht die ganze 


Zeit ausfüllen ſollte, die verehrten Herren die Güte hätten, hier vereinigt zu 
bleiben. Es würden dann diejenigen Gutachten, welche für die letzte Sitzung 
beſtimmt waren, an der Tagesordnung ſein, es ſind deren noch acht. Ich 
muß auch bemerken, daß das Gutachten, betreffend die Vertagung des Ver⸗ 
einigten Landtags, gedruckt und vertheilt iſt. Ich werde morgen fragen, ob 
auch dieſer Gegenſtand berathen werden ſoll. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schtuß der Sitzung 44 Uhr.) 
Sitzung der Vereinigten Kurien am 11. Juni. 

Die Sitzung wird von dem Herrn Landtags-Marſchall, Fürſten zu 
Solms, um 104 Uhr eröffnet. Die heute fungirenden Secretaire find die 
Herren Abgeordneten v. Patow und Naumann. Das Protokoll der vorigen 
Sitzung wird verleſen und genehmigt. ; 

Marſchall: Wir kommen nun zur Verleſung des Gutachtens über die 
Allerhöchſte Propofition, die Errichtung von Hülfskaſſen betreffend. Herr v. 
Gaffron wird das Gutachten verleſen, welches nun die Form einer Adreſſe 
an Sc. Majeſtät den König erhalten hat. | 

Referent v. Gaffron (verlieh dieſen Adref-Entwurf.) 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung gemacht wird, fo. ift die verlefene 
Adreſſe angenommen. Wir kommen nun zur Verleſung einer Erklärung 
welche der Abtheilung vorgelegen hat über die Königliche Propoſition, die 
Vollendung der preußiſchen Oſtbahn betreffend, und es wird der Abgeordnete 
von Manteuffel II. dieſe Erklärung vorleſen. y 

Abg. v. Manteuffel II. verlieſt den Entwurf dieſer Erklärung. 

Abg. Graf von Schwerin (vom Platz): Ich habe mir zunächſt die 
Frage zu erlauben, ob dieſe Erklärung auch auf einem Beſchluſſe der 
Abtheilung beruht? 

Referent v. Manteuffel II.: Ich erlaube mir, darauf zu erwiedern, 
daß heute Morgen Sitzung der Abtheilung ſtattgefunden, und daß die Ab⸗ 
theilung ſich mit dieſer Faſſung der Erklärung einverſtanden erklärt hat, nicht 
indeſſen mit der Art, wie die Erklärung allgemeiner abgegeben werden ſoll, 
indem ein Theil derſelben wünſcht, daß Gründe hinzugefügt würden. Eine 
Einigung hat nicht ſtattgefunden, und ich habe als Referent des Plenums 
nicht geglaubt, gezwungen werden zu können, mich über Gründe zu äußern 
welche auf Verhandlungen des Plenums beruhen. a x 

Graf zu Dohna⸗Lauck: Als einſtweiliger Vorfigender der Abtheilung 
glaube ich die Abtheilung in Bezug auf die vorgekommene Erinnerung recht- 
fertigen zu müſſen. Die Majorität der Abtheilung war mit dem Herrn 
Referenten verſchiedener Anſicht; fie war auch der Meinung, daß dieſe Re⸗ 
ſolution der Plenar-Verſammlung in Beziehung auf dieſen Punkt Seiner 
Majeſtät in ehrerbietiger Form müſſe vorgetragen werden, und daß namen⸗ 
tlich die Anerkennung des Dankes für die Allerhöchſte Propofition ausge⸗ 
ſprochen werden dürfte. Der Herr Referent war aber anderer Meinung, 
und da die Geſchäfts⸗Ordnung in dieſer Beziehung nichts Beſtimmtes ent⸗ 
hält, inwiefern der Beſchluß der Abtheilung bindend für den Referenten fein 
müſſe, ſo glaubten wir, die Sache auf ſich beruhen laſſen und der Entſchei⸗ 
dung der hohen Verſammlung anheimſtellen zu müſſen. i 

Referent Frhr. v. Manteuffel II.: Ich habe dem verehrten Herrn 
Vorſttzenden der Abtheilung hierauf zu erwiedern, daß zunächſt eine Abſtim⸗ 
mung innerhalb der Abtheilung nicht ſtattgefunden hat. Es iſt daher aller⸗ 
dings wohl möglich, daß die Majorität der Abtheilung dem von mir einge⸗ 
ſchlagenen Wege nicht beigetreten iſt; es dürfte darüber aber eine poſitive 
Behauptung kaum aufzuſtellen ſein, denn ich führe andererſeits an, daß 
mehrere Stimmen gletchfalls meiner Anſicht beitraten. Wenn außerdem be⸗ 
merkt iſt, es ſei gewünſcht oder es ſei die Nothwendigkeit anerkannt worden, 
in einer anderen Weiſe dieſe Erklärung abzugeben, als die ſei, welche von 
dem Herrn Vorfigenden der Abtheilung mit einem Ausdrucke bezeichnet wor⸗ 
den iſt, welchen ich hier, möchte ich ſagen, nicht wiederholen will, fo glaube 
ich, daß auch die ganze Verſammlung darüber mit mir einverſtanden iſt, daß 
irgend etwas Verletzendes hier nicht ausgeſprochen worden iſt. Der Herr 
Vorſitzende hat mir auch gewiß nicht den Vorwurf machen wollen, > ich 
mir einen Mangel an der nöthigen Ehrfurcht gegen Se. Majeſtät hätte zu 
Schulden kommen loſſen. (Eine Stimme aus dem Herrenſtande: Fürſt 
Lichnowsky]: ja, ja.) So glaube ich, dabei ſtehen bleiben zu müſſen, daß 
ich nach meiner beiten Ueberzeugung mit dem Reglement in der Hand ge⸗ 
handelt habe, und daß das Reglement in §. 22 mir vorſchreibt, daß eine 
Erklärung aufgeſetzt werde, welche den Veſchluß enthält, und dieſe durch den 
Herrn Marſchall an den Herrn Landtags⸗Kommiſſar gerichtet werde. Hätte 
die Verſammlung beſchloſſen, oder hätte ich von irgend einer Seite den Auf⸗ 
trag erhalten, an Se. Majeſtät den König eine Adreſſe auszuarbeiten, ſo 
glaube ich, daß die 9 Wochen, wo ich mit den Herren hier vereinigt bin, es 
wohl bewieſen haben, daß ich es an der nöthigen Ehrerbietung in Ausdruck 
und in der Geſinnung gegen Se. Majeſtät den König nicht würde haben 
fehlen laſſen. (Von einer Seite ein halblautes Bravo.) 

Abg. v. Auerswald: Nachdem durch verſchiedene Beſchlüſſe, ſowohl der 
Kurie der drei Stände, als des Vereinigten Landtages, der F. 22, der hier 
verleſen worden iſt, in Beziehung auf den Vortrag des Referats eine An⸗ 
wendung erhalten hat, die dahin führt, daß, abgeſehen von den weiteren Be⸗ 
ſtimmungen des Paragraphen, ein jedes Referat der Abtheilung vorgelegt 
werden muß, nachdem die Erfahrung gelehrt, daß die hohe Verſammlung 
und der Herr Marſchall darüber einig geweſen, Vorlagen der Art, die die 
Abtheilung nicht paſſirt haben, zurückzuweiſen, muß ich bekennen, daß es mir 
vollkommen unerklärlich iſt, wie ein ſolches Referat als die Abtheilung paffirt 
angeſehen werden kann, welches nicht von der Abtheilung angenommen iſt. 
Denn daß es blos in der Abtheilung vorgeleſen werden ſollte, ohne daß es 
darauf ankäme, was die Abtheilung dazu ſagt, kann meines Ermeſſens nicht 
der Sinn und die Abſicht der Verſammlung geweſen ſein. Wenn nun dar⸗ 
über nicht abgeſtimmt iſt, die Meinung der Abtheilung ſich nicht kundgegeben 
hat, ſo iſt das etwas Anderes, und ich muß mich eines Urtheils enthalten, 
da ich der Abtheilung nicht angehöre; wenn wir nun aber felbft in die Lage 
kämen, uns über das Verfahren der Abtheilung hinwegzuſetzen und über das 
Referat zu urtheilen, ſo trage ich entſchieden darauf an, es der Abtheilung 
zurückzugeben. Es ſteht §. 22 des Reglements: „Auf Grund ſämmtlicher 
Verhandlungen wird von dem Referenten oder demjenigen, welchen der Mar⸗ 


3 ba hierauf zu antworten. 


ſtand geeignet fei, 


Abthell. in pleno gegen mich 


956 


hal da u beſtimmt, die Erklärung 0 a 
bete e Plenar⸗Verſammlung zu verleſen und nach erfolgter Genehmi⸗ 
wie das 


in einer in gleicher Weiſe, dl ( 1 den 
Reinſchrift durch den Marſchall Unſerem Kommiſſarius zu übergeben iſt. 
ch nun meincstheils kann keinen von den Gründen, die in den Verhand⸗ 
lengen aufgeſtellt worden find, darin wiederfinden, ſondern es iſt dies eine 
ganz einfache dürre Erklärung ohne alle Gründe. Da uns nun Se. Mae: 
flät der König niemals eine Kundgebung Seines Allerhöchſten Willens, nie⸗ 
mals eine Verordnung zugehen läßt, ohne uns in Seiner Weisheit auch die 
bewegenden Gründe mitzutheilen, aus denen fie beſchloſſen worden iſt, ſo 
würden wir alles Ausdruckes der ſchuldigen Ehrfurcht ermangeln, wenn wir 
uns in dem vorliegenden, t 
zu einer gar nicht motivirten Erklärung, ohne Angabe von irgend welchen 
Gründen. (Vielſeitiger Bravoruf.) S 
Marſchall: Ich halte es nicht für wünſchenswerth, daß diefe Bera⸗ 
thung weiter fortgeſetzt werde. Es haben ſich zwar noch mehrere Redner 
gemeldet, ich glaube aber, daß davon Abſtand zu nehmen ſei, und ich muß 
dem ganz beiſtimmen, daß der Gegenſtand an die Abtheklung zurückgewieſen 
werde. 
Graf v. Arnim: Ich würde noch um das Wort bitten. 
Marſchall: Ich habe nichts dagegen, glaube aber, daß der Gegen⸗ 
an die Abtheilung zurückzugelangen 
Graf Arnim: Da der Zweifel ausgeſprochen worden iſt, ob der Ge⸗ 
brauch, der, ſo viel mir bekannt iſt, allen unſeren ſtändiſchen Verhandlungen 
bisher eigen geweſen iſt, nämlich der Gebrauch, in Schriftſtücken, die Sr. 
Majeſtät vorzulegen find, die unmittelbare Anſprache an Se. Majeſtät den 
König ſtattfinden zu laſſen, aufzugeben ſei, fo glaube ich, daß dieſer Gebrauch 
in keiner Weiſe aufgegeben werden dürfe. (Zuruf der Verſammlung: Sehr 
wahr!) Ich halte für ein koſtbares Vorrecht der Stände, ihre Empfindungen, 
Anträge und Wünſche unmittelbar an Se. Majeſtät richten zu dürfen. (Sehr 
wahr!) Ich glaube allerdings, daß es ſchwierig ſein mag, die Gründe der 
Majorität und der Minorität der Verſammlung zuſammenzufaſſen, weil ſie 
eben ſehr verſchieden geweſen ſind; aber ich glaube dennoch, daß es ſehr 
möglich und gar nicht | . 
tenden Schrift oder in dirfer Adreſſe an Se. Majeſtät den König auſzu⸗ 
nehmen, in denen wir Alle einig geweſen ſind. Ich habe nicht zur Majo⸗ 
rität gehört, ſondern zur Minorität; aber ich bin überzeugt, und ich glaube 
im Sinne der Majorität zu ſprechen, daß in allen ihren Motiven der Grund⸗ 
gedanke vorgewaltet hat, daß es jedem Mitgliede derſelben ſchmerzlich ger 
weſen fei, für die Königl. Vorlage nicht ſtimmen zu können, (ja, ja) und 
daß wie Alle die in der Vorlage aufs neue bethätigte landesväterliche Für⸗ 
ſorge für den Staat im Allgemeinen und beſonders für die Provinz, die der 
Gegenſtand vorzugsweiſe betraf, mit innigem Danke erkannt haben. (ja, in!) 
Und wenn nichts weiter in der Adreſſe ſtände, als dieſe beiden Momente, 10 
halte ich fie vollkommen geeignet, ihren Platz dort zu finden, und ich glaube 
im Intereſſe der Verſammlung den Wunſch ausſprechen zu müſſen, daß die 
vorgetragene Faſſung zu dem Ende an die Abtheilung zurückgegeben werde. 
(Mit dem lebhaften Bravoruf verbindet ſich der Ruf nach Abſtimmung.) 
Abg. Sperling: Darf ich noch eine kurze Bemerkung in Bezug auf 
das Reglement machen? (Wiederholter Ruf nach Abſtimmung.) i 
Fürſt Lichnowsky: Ich habe von der hohen Verſammlung bisher nur 
eine Meinung gehört, und ich kann dieſer Meinung nur vollkommen dadurch 
beiſtimmen, daß ich das Referat, wie wir es gehört haben, vom Anfang bis 
zum Ende zurückweiſe. (Bravo:) Ich glaube, wir befinden uns namentlich 
hier in dem Falle, die Gründe anführen zu müſſen. (Ruf aus der Verſamm⸗ 
lung: Sehr wahr!) Zwei Punkte finde ich an dem Referate zu tadeln. Der 
erſte iſt, daß, wie ſchon von einem geehrten Redner aus Preußen bemerkt 
worden, es in dieſem Falle beſonders nothwendig iſt, unſere Gefühle der Ehr⸗ 
furcht und Treue auszudrücken. (Stürmiſcher Beifall.) Der zweite Punkt ſind 
die Gründe. Ich kann dem Herrn Referenten nicht Recht geben, wenn er von 
verſchiedenen Gründen ſpricht. Sie laſſen ſich auf einen oder zwei Gründe 
reduztren, und dieſe haben die entſchiedene Mehrheit gefunden. (Bravo!) Ich 
have auch die Ehre gehabt, ein Referat zu erſtatten, und bin dabei in vielen 
Punkten in der Minorität geweſen. Ich habe aber geglaubt, daß es meine 
Pflicht ſei, die Gründe der Majorität anzugeben, (Bravo!) und ich habe dies 
auf die unzweideutigſte Weiſe möglich gemacht. Die Meinung hiudert uns 
nicht, vor Sr. Maj die Gefühle der Ehrfurcht und Treue auszuſprechen, und 
wenn Beides angegeben wird, erſtens die Trauer, in der wir und befinden, 
nicht dem Willen Sr. Maj. entſprechen zu können, und zweitens den Grund, 
warum wir nicht in der Lage geweſen find, dieſes zu thun, fo wird die Ver⸗ 
ſammlung mit dem Referate gewiß einverſtanden fein. 
(Stürmiſcher Beifall und eben ſo lebhafter Ruf nach Abſtimmung.) 
Abg. Brämer (vom Platz): Ich wollte nur fragen, wie es zu halten 
ſei, wenn der Referent am Ende ſich nicht dem Wunſche der Mehrheit fügt. 
(Unruhe in der Verſammlung.) e e 
Marſchall: Ich glaube nicht, daß der Referent es für erforderlich 


g. Zach au (vom Platz): Ich muß bemerken, daß der Referent auf 
den in der Abth. gegen ſeinen Vortrag erhobenen Widerſpruch erklärt hat, 
daß er allein derjenige fei, der das Referat aufzufegen und vorzutragen habe. 
Die Abth. hat in pleno gegen ihn geſtimmt. (Vielſeitiger Bravoruf!) 

Referent v. Manteuffel II.: Meine Herren! Ich wollte ſehr wün⸗ 
ſchen, daß diefe We aufhörte: 

(Eine Stimme: Das glaube ich gern!) 

Denn, wenn derartige Dehauptungen hier ausgeſprochen werden, daß die 
geſtimmt hätte, ſo hoffe ich, daß die Herren, 
welche in der Abth ſind, der durg ga die Ehre geben, daß ich dieſelde nicht 

verlaſſen, beſtätigen und dies durch Aufſtehen zu erkennen geben werden. Auch 
berufe ich mich auf das Zeugniß der Herten v. Lilien⸗Borg, v. Olfers und 
Kuſchke und bitte, daß mir dieſe Herren dies durch Aufſtehen bezeugen wer⸗ 
den. (Dieſe Herren fiehen auf.) 0 

Eine oh. t: Sie haben gebeten, es möchte ein Anderer dann das 

ferat übernehmen. 

* 4 ‚ Brämer: Ich habe vom Plenum . a 
i 25 v. Manteuffel II: Der eine Herr hat von der Mehrheit, 


der Stände abgefaßt, welche in einer 


Protokoll (§. 21) zu vollziehenden 


ſo äußerſt wichtigen Falle veranlaßt ſehen wollten 


ſchwer ſein wird, diejenigen Punkte in dieſer beglei⸗ 


der andere Herr von der ganzen Abtheilung geſprochen. Ich habe hinzuzu⸗ 
fügen, was mir die Mitglieder der Abtheilung bezeugen werden, daß ich ge⸗ 
beten habe, man möge mir das Referat abnehmen. Ich hänge nicht an mei⸗ 
ner Meinung, ſondern ich habe gebeten, das Referat einem anderen der Gas 
che mit größerer Fähigkeit und Liebe zugethanenen Mitgliede zu übergeben. 
Ich bin augenblicklich bereit, das Referat abzugeben, bin aber auch bereit, das 
Referat zu behalten und auszuarbeiten, wie es meine Pflicht im Allgemeinen 
gebietet. 

Marſchall: Meine Herren! Wir müſſen nothwendig zum Ende kommen: 
Es haben ſich noch um das Wort gemeldet die Abgeordneten von der Heydt, 
von Heyden und von Vincke; es erſcheint aber der Gegenſtand ſo vollſtändig 
aufgeklärt, daß wir ihn verlaſſen können. Diefenigen alſo, welche der Mei⸗ 
nung ſind, daß der Gegenſtand an die Abtheilung zurückzuweiſen ſei, werden 
dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Die Abſtimmung ift erfolgt, und die 
Rückverweiſung an die Abtheilung wird demgemäß erfolgen. Wir kommen 
nun zur Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Berathung, und ich erſuche den 
Referenten von der Marwitz, ſeinen Platz wieder einzunehmen. Der nächſte 
Abgeordnete, der ſich um das Wort gemeldet hat, iſt der Abgeordnete von 
Gudenau. 

Abg. v. Gudenau: Hohe Verſammlung! Ich habe die Ehre, Mitglied 
der Abtheilung zur Vorberathung der uns vorliegenden Königl. Propoſition 
zu ſein. Ich habe als ſolches aus Gründen, welche bereits geſtern für und 
gegen weitläuftig erörtert worden find, zu denjenigen gehört, welche der Mei⸗ 
nung waren, daß die Schlacht⸗ und Mahlſteuer nicht überall durchaus ſo⸗ 
gleich abzuſchaffen, und daß die Einführung einer auf Selbſtſchätzung beru⸗ 
henden Einkommenſteuer für die Zeit einer wirklichen Noth aufzuſparen fei. 
Wenn die hohe Verſammlung beſchließen ſollte, daß dennoch die Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer überall durchaus und ſofort abgeſchafft werden ſollte, fo würs 
de ich nichts zu ſagen haben, für den entgegengefegten Fall aber beehre ich 
mich meine Vorſchläge gehorſamſt vorzulegen. Ich kann meine Vorſchläge 
kein neues Amendemet nennen, denn wenn ich nicht irre, ſo iſt dies nur ei⸗ 
ne Zuſammenfaſſung der einzelnen Anträge, welche geſtern ſchon von einzel⸗ 
nen Mitgliedern, nur nicht in dieſem Zuſammenhange, zur Berathung an⸗ 
heimgegeben worden ſind. Meine Vorſchläge gehen dahin: „Der hohe Ver⸗ 
einigte Landtag wolle beſchließen, Se. Mafeſtät den König allerunterhänigſt 
zu bitten: 1. Die Aufhebung der Schlacht- und Mahlſteuer und die Ein⸗ 
führung der Klaſſenſteuer in allen Städten unter 15,000 Einwohner auf de⸗ 
ren Antrag und zwar, wenn es die Billigkeit erfordern ſollte, auch ohne ge⸗ 
naue Erfüllung der im $. 8 des Geſetzes vom 30. Mai 1820 geſtellten Bes 
dingung, nämlich der Aufbringung eines gleich hohen Steuer-Quantums, zu 
geſtatten; 2. In den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten eine ſolche 
Veränderung in der Beſteuerung eintreten zu laſſen, daß einige zu den Lu⸗ 
rus⸗Artikeln gehörige Gegenſtände, als zum Beiſpiele: Wildpret, Geflügel, 
friſche Fiſche und dergleichen, beſteuert, dagegen die Abgaben von Roggen und 
Schweinrfleiſch möglichſt herabgeſetzt oder wenigſtens von Kommunal⸗Zuſchlä⸗ 
gen befreit werden; 3. In gründliche Erwägung ziehen zu laſſen, ob der be⸗ 
abſichtigte Zweck der gleichmäßigen Vertheilung der Steuerlaſt nicht dadurch 
annäherungsweiſe zu erzielen ſei, daß: a. Die in der Rheinprovinz beſtehen⸗ 


den 20 Klaſſenſteuer⸗Stufen in der ganzen Monarchie eingeführt und noch 


einige höhere Stufen hinzugefügt werden, b. daß die dort bewilligte Kontin⸗ 
gentirung der Klaſſenſteuer ebenfalls auf das ganze Königreich ausgedehnt 
werde; 4. Das Reſultat der diesfälligen Ermittelungen eventualiter nebſt 
den betreffenden Allerhöchſten Propoſttionen dem nächſten Vereinigten Landta⸗ 
ge mittheilen laſſen zu wollen.“ 

Marſchall: Ich erkenne an, daß in dem verlefenen Vorſchlag ein Theil 
der geſtern gemachten Vorſchläge zuſammengefaßt iſt, und ich vermiſſe dabei 
nur denjenigen Vorſchlag, der geſtern von mehreren Seiten gemacht worden 
iſt, daß in größeren Städten, welche um die Beibehaltung der Mahl- und 
Schlachtſteuer bitten ſollten, die Steuer belaſſen werde. Es fragt ſich, ob die 
übrigen Vorſchläge des Abgeordneten von Gudenau die geſetzliche Unterſtützung 
finden. (Findet die gehörige Unterſtützung.) 

Abg. v. Auserwald: Ich glaube, daß wohl große und hinreichende 
Veranlaſſung für die hohe Verſammlung vorhanden iſt, die Vorlage des Ge— 
ſetz⸗ Entwurfes, der zur Diskuſſion ſteht, ſeitens der Regierung mit Dank zu 
erkennen Es iſt an ſich nichts Geringes für ein Gouvernement, eine wohl⸗ 
geordnete uud ihrem nächſtliegenden Zwecke entſprechende Steuer überhaupt 
zu ändern, eine Steuer, die den Ertrag gewährt, den ſie gewähren ſoll, bei 
deren Erhebung ſich erhebliche Schwierigkeiten nicht vorſinden. Es iſt, wenn 
dieſes geſchieht, um fo mehr anzuerkennen, wenn es auch den Gründen ge— 
ſchieht, aus denen dieſe Vorlagen nach dem Inhalte der Denkſchrift und 
nach den mündlichen Aeußerungen der Räthe der Krone erfolgte. Es iſt das 
rin der Wunſch oder die Abſicht zu erkennen, einmal eine Steuer, welche vor⸗ 
zugsweiſe den Aermeren die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe vertheuert und 
fie dadurch zu Verbrechen anreizt, ja zur Verkennung des Begriffes des Ver⸗ 
brechens führt, zu beſeitigen, andererſsits die Deckung des Ausfalles, der aus 
der Beſeitigung einer ſolchen Steuer nothwendig ſich ergeben muß, den Ver⸗ 
mögenden aufzuerlegen. Das Prinzip, welches in dieſer Art dem Vorſchla⸗ 
ge zum Grunde liegt, kann unmöglich verkannt werden, und ich glaube kaum, 
daß etwas dagegen geſagt werden kann, wie ich mich auch nicht entſinne, im 
Allgemeinen etwas dagegen gehört zu haben. Im Einzelnen iſt allerdings 
dagegen Manches angeführt. — Es iſt einerſeits behauptet worden, daß kei⸗ 
nesweges eine Veranlaſſung zu einer Abänderung in der Natur der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer ſelbſt liege. Dieſelbe iſt vertheidigt worden; man hat ges 
ſagt, fie wäre weder entfittlichend, noch drücke fie auf die unteren Klaſſen. 
Ich bin für den Vorſchlag des Gouvernements, durch eine Einkommenſteuer 
den Erſatz herbeizuführen, und bedaure nur, daß, wenn die Vorlage, die uns 
gemacht worden ift, in vielen Einzelheiten von der Art iſt, daß fie von ei⸗ 
nem Theile der Verſammlung, welcher dem Prinzip beiſtimmt, nicht wird an⸗ 
genommen werden können, dieſe Einzelheiten aber ſich dennoch wohl, beſon⸗ 
ders wenn ſie nicht zu ſtreng ſeitens der Räthe der Krone feſtgehalten wer⸗ 
den, ohne das Prinzip zu verletzen, in Folge gründlicher Diskuſſton befriedi⸗ 
gend hätte modiſiziren laſſen — jo bedaure ich nur, daß die Abth. nicht den 
Inhalt der Denkſchrift und der Propofition in den Vordergrund, nicht vorn 
zur Diskuſſton und Frage geſtellt hat, damit wir erſt darüber berathen und 
uns durch noch eine ausfuhrliche Berathung über das Ganze hätten er⸗ 
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klären können. Es iſt dieſer Gang nicht befolgt worden, es iſt vorangeſtellt 
worden die Frage: „ob die hohe Verſammlung eine auf den Angaben der 
Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu gründende Einkommenſteuer befür⸗ 
worten wolle“ Der Herr Marſchall hat bereits ausgeſprochen, daß dieſe Frage 
zuerſt zur Abſtimmung kommen ſolle, und wenn das geſchieht, ſo erlaube ich 
mir nur, darauf aufmerkſam zu machen, daß meiner Ueberzeugung nach in 
dieſen Worten: „einer Steuer, bei welcher zur Ermittelung, Prüfung und 
Feſtſtellung des derſelben unterworfenen Einkommens zunächſt die Angaben 
der Steuerpflichtigen dienen“, keinesweges alle diejenigen ſpeziellen Maß nah⸗ 
men der Ausführung nothwendig liegen, die im Geſetzentwurf einzeln ausge⸗ 
führt find. Ich glaube, daß bei dieſem Vorſchlage immer noch das Prinzip 
beſtehen bleibt, welches nur darin beſteht, daß die Angaben der Steuerpflich⸗ 
tigen das letzte und entſcheidende Fundament der Beſteucrung bilden, was 
aber von keiner zu beſtimmten Form abhängt. Ich ſchließe mit dem Wunſche, 
daß, wenn, was ich allerbings befürchte, die erſte Frage von der Verſamm⸗ 
lung mit Nein beantwortet würde, dann noch geſtattet wäre, den Antrag zur 
Sprache zu bringen, daß in Beziehung auf die vorgeſchlagenen Modiſikatio⸗ 
nen die Propofition nochmals an die Abth. zurückgewieſen werde. (Murren) 
Abg. v. d. Heydt (vom Platz): Ich erkenne in dem Geſetzentwurf einen 
dankenswerthen Fortſchritt und ſtimme für die in der Diskuſſton geſtellte all⸗ 
ine Frage. a‘ 
95 Waldbott: Dem letzten geehrten Redner würde ich beiſtim⸗ 
men, wenn ich überhaupt die Ueberzeugung hätte, daß durch Abſchaffung der 
Mahl- und Schlachtſteuer irgendwie dem Armen geholfen würde. Der Arme 
an und für ſich, d. h. derjenige, deſſen Vermögen blos in feiner Händcarbeit 
beſteht, zahlt an und für ſich keine Mahl⸗ und Schlachtſteuer, ſondern legt 
fie blos vor; der aber, der ſeine Arbeit braucht, bezahlt fie. (Murren in der 
Verſammlung.) Die Mahl- und Schlachtſteuer findet ſich daher in dem Preiſe 
eines jeden Rockes, in jedem Paar Stiefeln, welches in der Stadt gearbeitet 
wurde, und der Konſument oder Abnehmer erſtattet beim Ankauf feinen, wenn 
wenn auch noch ſo kleinen Antheil an der vorgelegten Steuer. Eine Steuer, 
die ſeit 27 Jahren beſteht und auf der arbeitenden Klaſſe zum Theile ruht, 
hat in der Länge der Zeit durch den Preis der Arbeit ſich vollkommen aus⸗ 
geglichen, und alle Arbeit, die in der Stadt geleiſtet wird, wird in dieſer 
Ausgleichung dem Aermeren und Vermögensloſeren bezahlt. Ich gehe aber 
weiter. Wenn ich fragen ſoll, wer eigentlich die Mahl⸗ und Schlachtſteuer be⸗ 
zahlt, ſo iſt dies für ſich eine Frage, die ſich dreimal beantwortet Einmal 
der Arbeiter, wie ich geſagt habe, und durch und mit ihm die Konfumenten 
der Stadt ſelbſt, dann die bedeutende Anzahl Fremden, welche die Städte be⸗ 
ſuchen. In der Rhein-Provinz zahlen ſogar ſämmtliche Reiſende, die auf den 
Dampfſchiffen ſchwimmen, die Mahl⸗ und Schlachtſteuer der Städte, aus 
welchen die Dampfſchiffe ihren Bedarf an Brod und Fleiſch nehmen. Noch 
mehr. Ich finde, daß es nicht allein die Konſumenten find, welche die Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer zahlen, ſondern in gewiſſer Beziehung ſogar die Produ⸗ 
zenten, was viele der Herren, die eigene Oekonomie haben, erlebt haben wer⸗ 
den. Das ſcheinen mir ſchlagende Beweiſe. Eben ſo ſchlagend ſcheinen mir 
die Beweiſe gegen die Einkommenſteuer in dem zu ſein, was wir in England 
erlebt haben, wo ſich das Parlament faſt ein ganzes Jahr damit beſchäftigt 
hat, bis die Einkommenſteuer endlich eingeführt wurde. In Holland aber 
fürzten zwei Miniſterien über dem Vorſchlage der Einführung der Ein⸗ 
kommenſteuer, (Heiterkeit in der Verſammlung) das dritte Miniſterium wagte 
es nicht, ihn wieder vorzulegen, und eine Bevölkerung von nur zwei Millio⸗ 
nen zog vor, ein freiwilliges baares Darlehn von 128 Millionen in wenigen 
Tagen aufzubringen, ehe ſie ſich zur Einkommenſteuer entſchließen wollte. 
Befürchtete Demoraliſationen und gänzliche Untergrabung des Kredits waren 
die Gründe des Widerwillens. Für mich hat die Berathung über den vor⸗ 
liegenden Geſetz-Entwurf die Beruhigung, daß, wenn wir nicht etwas Beſ⸗ 
ſeres ſinden, wir ſagen müſſen, daß das, was wir ſeit 27 Jahren gehabt 
haben, das Veſte war. (Lebhaftes Bravorufen) 20 
Abg. Frhr. v. Vincke: Ich Allgemeinen kann ich nur dem beiſtimmen, 
was vier oder fünf geehrte Redner aus der Rhein-Provinz, die. geſtern ge⸗ 
ſprochen haben, keinesweges aber dem, was die beiden geehrten Mitglieder 
der Rheiniſchen Ritterſchaft heute geſprochen haben, und am wenigſten dem 
verehrten Redner, der vor mir auf der Tribüne ſtand. Das verehrte Mit⸗ 
glied von Köln hat mit ſcharſem Verſtande und warmen Herzen die Einkom⸗ 
menſteuer vertheidigt, und ich glaube nicht zu irren, wenn ich ſage, daß das, 
was er geſprochen hat, dem Beſten zuzuzählen iſt, was in dieſem Saale ge⸗ 
ſprochen worden iſt. Wenn ich demnach bei der Anwendung des Prinzips des 
Gefeg- Entwurfs noch eine Ausſtellung zu machen hätte, ſo wäre es die, daß 
gleiche Prozentſätze für alle Vermögens⸗Verhältniſſe angewandt worden ſind, 
während nach meiner Anſicht die höheren Klaſſen auch nach einem höheren 
Prozentſatze heranzuziehen wären. Es ist das ein Prinzip, was nicht neu if, 
was zwar nicht in Geſetzen, aber in miniſteriellen Reſkripten ausgeſprochen 
worden iſt. Ich muß allerdings beſorgen, daß ich wegen der allgemeinen 
Prinzipien, zu denen ich mich bekenne, von dem verehrten Mitgliede für 
Potsdam der Schwärmerei werde bezüchtigt werden; ich tröſte mich aber da⸗ 
mit, daß ich mich in der beſten Geſellſchaft befinde, in der Geſellſchaft des 
Herrn General⸗Steuer⸗Direktors. (Großes Gelächter.) N 
Ich glaube, was die Einkommenſteuer betrifft, 10 würde ich vor ihren 
Schwierigkeiten wicht zurückſchrecken, und es würde auch möglich ſein, wenn 
dazu vielleicht auch größere Vorbereitungen nöthig wären, durch geeignete 
Aenderungen im Geſetz⸗Entwurf die Bedenken zu beſeitigen. Ich habe aber 
einen Grund, der mich beſtimmen muß, gegen den Entwurf zu ſtimmen. 
Das Mitglied von Köln hat nur mit einigen flüchtigen Worten dieſes Beden⸗ 
tens erwähnt, daſſelbe aber keinesweges beſeitigt. Wenn ich eine Einkommen⸗ 
Steuer einführen will, ſo muß es mindeſtens die einzige direkte Steuer fein, 
und es ſoll dann das geſammte Einkommen dadurch betroffen werden; aber 
eine Einkommenſteuer neben der Grundſteuer und Gewerbeſteuer, welche ſchon 
befondere Theile des Einkommens treffen, if ein prinzipieller Unſtnn. So 
lange die Grund⸗, Gewerbe- und Klaſſenſteuer nicht, fo zu ſagen, in einen 
Topf geworfen werden, glaube ich, dem Prinzip der Einkommenſteuer nicht 
huldigen zu können. Ich glaube übrigens, daß es ſehr wünſchenswerth fein 
würde, wenn in dieſer wichtigen Sache der Vereinigte Landtag zu irgend 
einem Beſchluſſe käme, aber nicht bloß zu dem Beſchluß, den der Abgeord⸗ 
nete der Stadt Aachen vorſchlug, daß wir bitten, eine Propofition dem näch⸗ 


fien Vereinigten Landtage vorzulegen, ſondern ich glaube, daß wir weiter ges 
hen müſſen, und daß wir die Bedenken, die ſich uns bei der Mahl⸗ und 

Schlachtſteuer aufdrängen, ſo weit beſeitigen können, als es in dem Augen⸗ 
blicke möglich iſt. Wir haben aus der Denkſchrift erſehen, daß die Steuer 
von 74 kleineren Städten, namentlich in Bezug auf Defraudationen, zu den 
meiſten Bedenken Veranlaſſung gegeben hat, und ich möchte es der Erwägung 
des Herrn GeneralsSteuer- Direktors anheimgeben, ob es nicht möglich wäre, 
ſie für jetzt, wenigſtens in den kleineren Städten, zu beſeitigen. Es würde 
den größeren Städten dann zu überlaſſen ſein, ob ſie die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer beantragen wollen; wir haben zwar gehört, daß 
viele der größeren Städte dagegen find, andere aber find dafür, zu denen 
namentlich Magdeburg gehört. Es müßte alſo den Städten die Möglichkeit 

gelaſſen ſein, die Mahl- und Schlachtſteuer zu beſeitigen, für den Fall, daß ſte 
durch'eine Einkommens⸗Claſſiſication den Ausfall aufbringen wollten. Ich komme 

darauf zurück, daß, nachdem wir uns redlich bemüht haben, uns allt unſere 
verfaſſuungsmäßigen Rechte zu ſichern, wir auch dringende Veranlaſſung has 

ben, demjenigen Theile des Volkes zu helfen, der von politiſchen Rechten 

nicht viel weiß, wohl aber von materiellen Intereſſen. Ich ſchließe mich in 
dieſer Beziehung dem Antrage des Abgeordneten der Märkiſchen Ritter⸗ 
ſchaft, welcher vor einiger Zeit in beredten Worten die Beachtung auch der 

materiellen Intereſſen uns empfohlen hat, an. 0 

Abg. Stöpel: Die Pflicht der Vertheidigung iſt meine perſönliche Pflicht. 
Ich bin leider in die Lage verſetzt worden, dieſe Pflicht üben zu müſſen. Das 
geehrte Mitglied aus Weſtphalen, welches über den Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung ſprach, hat bei dieſer Gelegenheit für ſich und feine Herren Mit⸗ 
ſtände aus der Ritterſchaft, außerdem auch noch für die edlen Mitglieder der 
Herren-Kurie den Vorzug der Geſinnung und der Pflicht vindizirt, in dieſem 
Haufe die ärmere Klaſſe zu vertreten. Dieſe Beanſpruchung eines Vorzugs 
— ſo hingeſtellt — enthält einen indirekten Vorwurf für die Abgeordneten 
der Städte und Landgemeinden. Ich erſuche das geehrte Mitgied aus der 
Mark, ſich hierüber zu rechtfertigen oder dem Stande der Abgeordneten der 
Städte und der Landgemeinden Genugthuung zu geben. g 

Ä (Von einigen Seiten: Bravo!) 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich glaube, nur die kurze Bemerkung abgeben 
zu müſſen, daß ich hinlänglich verſtanden zu ſein denke, und kann daher eine 
ſolche Rechtfertigung nur für überflüſſig halten. f 

1 Von mehreren Seiten: Nein! Nein!) 

Eine Stimme: Darüber muß die Verſammlung entſcheiden. ; 

Abg. Offermann: Ich habe das Wort verlangt, um mich für den 
Geſetz⸗Entwurf zu erklären, indem zwar mehrere Redner das Geſetz verthei⸗ 
digten, aber es hinterher in der Hauptſache wieder verworfen haben. Ich 
bin kein Verehrer der direkten Steuern und würde es für ein großes Glück 
halten, wenn es möglich wäre, nur eine indirekte Steuer einführen zu kön⸗ 
nen, durch welche die ärmere Klaſſe nicht berührt wird. Da aber aus viel⸗ 
fachen Gründen dieſe Beſteuerungsart nicht allgemein eingeführt werden kann, 
ſo wünſche ich ein Geſetz, wodurch alle Stadt⸗ und Landbewohner gleichför⸗ 
mig nach einem Syſtem beſteuert werden. Ich erſchrecke vor keinem Mittel, 
wenn es nur auf geſetzlichem Wege geſchieht; daß dieſes Geſetz ein Fortſchritt 
und zwar einer auf geſetzlichem Wege iſt, wird Niemand beſtreiten. Ich will 
nur noch erinnern, wie oft und vielfältig von dieſem Platze aus die hohe 
geiſtige und politiſche Bildung der Preußiſchen Nation hervorgehoben worden 
iſt, wenn es galt, von dem Staats-Oberhaupte politiſche Rechte zu bean⸗ 
ſpruchen. 

Marſchall: Meine Herren, um den Redner zu verſtehen, iſt die 
größte Ruhe nothwendig. ‚ 8 

Abg. Offermann: — um ihre Anſprüche auf Anerkennung der frühe⸗ 
ren Geſetze zu beanſpruchen, bin ich dieſem Redner vollkommen beigetreten 
und habe aus vollem Herzen bei der Abſtimmung mit ihm geſtimmt. Heute 
legt die Regierung ein Geſetz vor und ſetzt dieſen politiſchen Fortſchritt, dieſe 
politiſche Geſinnung voraus; ich erkläre mich alſo für das Geſetz und habe 
die Hoffnung, daß durch dieſe Einkommenſteuer nicht nur ſo viel mehr ein⸗ 
kommt, um dadurch die Klaſſenſteuer in den letzten Stufen zu ermäßigen, 
ſondern daß auch die Zeit nicht fern ſein wird, wo durch Erhöhung der Ein⸗ 
kommenſteuer alle anderen Steuern aufhören können; ich ſtimme demnach für 
das vorliegende Geſetz. f 

(Mehrere Stimmen: Bravo! — Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Da das Verlangen nach Abſtimmung ſich erneuert, fo 
können wir zur Abſtimmung kommen. Verlangt die Verſammlung, daß die 
Frage nochmals verleſen werde? (v. Quaſt und der Abg. Dittrich bitten um 
das Wort.) Ehe ich das Wort über die Frageſtellung geben kann, iſt es 
nothwendig, nochmals die Frage zu hören, und fie wird deshalb von dem 
Secretair verleſen werden. z 

Der Seeretair Naumann verlieh die Frage: „Beſchließt die Verſamm⸗ 


lung einer auf den Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu 


gründenden Einkommenſteuer ihre ae zu ertheiten?“ 

Finanz⸗Miniſter: Die Frage ſcheint mir etwas ſcharf geſtellt zu 
ſein und nicht ganz der Abſicht der Propoſttion entſprechend. Es iſt nämlich 
die Abſicht die, es ſoll eine Einkommenſteuer eingeführt werden, bei deren 
Veranlaſſung man von der Angabe des Steuerpflichtigen ausgeht. Sie ſoll 
also nicht blos auf die Angabe gegründet werden, ſondern nur von derſel⸗ 
ben ausgehen. { 

Abg. Sperling: Die Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer in 
eine direkte Steuer iſt für vicle Städte nicht blos eine ſchwierige Frage, ſon⸗ 
dern auch eine Lebensfrage. Darum werden ſich viele Abgeordnete gegen die 
Einkommenſteuer erklären. Sie würden ſich aber für die eine oder die an⸗ 
dere direkte Steuer eher erklären, wenn zuerſt die Hauptfrage feſtſtände. Ich 
erlaube mir daher den Antrag, daß zuerſt über mein Amendement abgeſtimmt 
werde, und trage zugleich auf Namens-Aufruf an. gu 

Marſchall: Der Namens Aufruf wird erfolgen; es ift darauf ange⸗ 
tragen worden, und ich ſchließe mich dem an. Was den Antrag betrifft, daß 
der Vorſchlag des Abgeordneten Sperling zuerſt zur Abſtimmung komme, fo 
kann ich mich dem nicht anſchließen, weil ich nach den Gründen, die ich ſchon 
erörtert habe, daran feſt halte, daß der Antrag der Abtheilung zuerſt zur 
Abſtimmung kommen muß. Eventuell wird das Amendement des Abgeordne⸗ 
ten zur Abſtimmung kommen. 
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Abg. Sperling: Wir ſind aber auf dieſe Weiſe kaptivirt. 

Abgrord Dittrich: Die Frage, die Se. Durchlaucht geſtellt haben, 
ſcheint mir das nicht zu beantworten, was die Allerhöchſte Königliche Pro⸗ 
poſition verlangt. Es iſt der Geſetz-Entwurf wegen Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer und wegen Einführung einer Einkommenſteuer vorgelegt 
worden. Wird die Frage ſo geſtellt, wie ſie geſtell worden iſt, dann dürften 
die Prinzipien nicht feſtſtehen; denn es iſt die Frage zugleich darauf geſtellt, 
ob die Einkommenſteuer auf die Angabe der Steuerpfichtigen ſtalt⸗ 
finden ſoll. Es muß aber meines Erachtens die Frage geſtellt werden: 1) foll 
die Mahl⸗ und Schlachtſteuer aufgehoben werden? 2) ſoll eine Einkommen- 
ſteuer eingeführt werden? (Viele Stimmmen: Ja!) 

Marſchall: Ich habe die Frage, wie fie geflellt worden iſt, genau 
nach dem Antrage formulirt, der von der Abtheilung ſelbſt ausgegangen iſt, 
und zwar nach dem erſten Antrage, den die Abtheilung ſelbſt S. 4. des Gut⸗ 
achtens geſtellt hat. Wir müſſen zur Frageſtellung kommen. Die Frage iſt 
gerichtet auf den Vorſchlag der Abtheilung, wie er ſich auf Seite IV. findet. 
(Verlieſt die Frage.) „Soll die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
unter der Vorausſetzung befürwortet werden, daß an Stelle derſelben eine 
Einkommenſteuer trete, bei welcher zur Ermittelung, Prüfung und Faſtſtel⸗ 
lung des derſelben unterworfenen Einkommens zunächſt die Angaben der 
Steuerpflichtigen dienen?“ 


Landtags⸗Kommiſſar: Wenn die erſte Frage abgeſtimmt und 


ſolche mit Nein beantwortet werden ſollte, fo liegt es im Intereſſe des Gou⸗ 


vernements, daß auch die allgemeinere Frage, wie ſie von dem Mitgliede aus 
der Provinz Preußen geſtellt worden, nachträglich zur Abſtimmung komme, 
nicht, damit auf deren Grundlage ſofort ein Geſetz erlaſſen werden könne, 
fondern damit das Gouvernement erfahre, ob die Intention des Geſetz-Eni⸗ 
wurfs, wie hier darin allgemein ausgedrückt iſt, bei dem Vereinigten Land⸗ 
tage überwiegenden Anklang gefunden. Ich ſchlage daher vor, daß zunächſt 
die Frage ganz ſo geſtellt werde, wie die Abtheilung ſie proponirt hat, indem 
ſolche allerdings das Prinzip der Propofition in feinen Grundzügen ausdrückt, 
daß aber, wenn dieſe Frage verneint würde, zur Dircktion für das Gouver— 
nement für die künftige Vehandlung dieſes Gegenſtandes der erſte allgemeinere 
Theil der Frage zur Abſtimmung kommen möge, alſo die Frage: Soll die 
Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer in der Art befürwortet werden, 
daß an die Stelle derſelben eine Einkommenſteuer trete? 

Abg. Milde: Wenn über die erſte Frage abgeſtimmt iſt, ſo bleibt doch 
die Diskuſſion über die zweite Frage offen (Stimmen durch einander.) 

Marſchall: Die Frage heißt: „Veſchließt die Verſammlung die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer unter der Vorausſetzung zu befürwor⸗ 
ten, daß an Stelle derſelben eine Einkommenſteuer trete, bei welcher zur Erz 
mitteluug, Prüfung und Feſtſtellung des derſelben unterworfenen Einkommens 
zunächſt die Angaben der Steuerpflichtigen dienen.“ Iſt die Frage verſtan⸗ 
den? (Ja!) Wir kommen zum namentlichen Aufruf. Ich bitte die Plätze 
einzunehmen, es wird ſogleich das Reſultat der Abſtimmung bekannt gemacht 
werden. (Pauſe.) Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: mit Ja 
haben geftimmt 141, mit Nein 390. 

Marſchall: Wir kommen nun zu der zweiten der vorhin angedeute⸗ 
ten Fragen und zuvor zu den Bemerkungen, die noch darüber erforderlich 
ſein könnten. Es hat in dieſer Beziehung der Referent das Wort. ' 

Referent v. Marwitz: Der Königl. Herr Kommiſſar hat eine zweite 
Frage in Bezug auf das Prinzip vorgeſchlagen. Wenn einmal darüber ab⸗ 


geſtimmt werden ſoll, fo geſtatte ich mir dieſe zweite Frage noch etwas allges. 


meiner zu formuliren, und zwar dahin: „Erklärt ſich die Verſammlung mit 
dem Prinzip der Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer und Erſetzung 
derſelben durch eine direkte Steuer einverſtanden.“ — Es iſt der Unter⸗ 
ſchied nur der, daß dieſe Frage, welche früher auf die Einkommenſteuer ges 
richtet war, jetzt allgemeiner auf eine direkte Steuer gerichtet iſt. Ich werde 
zunächſt fragen, ob der Königl. Herr Kommiſſar damit einverſtanden iſt. 

Abg. Freiherr v. Vinke: Ich bitte erſt, uns aufzuklären, ob die dirckte 
Steuer, welche an die Stelle der Schlacht- und Mahlſteuer treten foll, die⸗ 
jenige ſein ſoll, die hier in dem Geſetze vorgeſchlagen iſt, oder ſoll ſie in dem 
Sinne, wie ich ſie bevortet habe, die einzige Steuer ſein, die an die Stelle 
der Klaſſen⸗, Grund⸗ und Gewerbeſteuer tritt? Daruber bitte ich mich erſt 
zu belehren. > 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe mich in die Frageſtellung eigent- 
lich nicht zu miſchen, deshalb der Verſammlung auch nur einen Vorſchlag 
gemacht, deſſen Annahme oder nicht Nichtannahme ich lediglich anheimſtelle. 
Was aber die Frage, die der geehrte Deputirte der Grafſchaft Mark an 
mich gerichtet hat, betrifft, ſo kann ich ſie ganz einfach dahin beantworten, 
daß es nicht meine Abſicht geweſen iſt, darüber die Meinung der hohen 
Verſammlung zu vernehmen, ob ſie an die Stelle ſämmtlicher direkter 
Steuern eine Einkommenſteuer treten laſſen wolle. Ich halte ein ſolches 
Projekt für ſo weit ausſehend, das es durch ſeine Unausführbarkeit in ſich 
zerfallen müßte. Unſere direkten Steuern tragen ungefähr 23 Millionen 
Rthlr. ein, die jetzt proponirte Einkommenſteuer iſt etwas über 3 Millionen 
veranſchlagt. Wenn daher ſämmtliche direkte Steuern durch eine Einkom- 
menſteuer erſetzt werden ſollten, fo würden flatt 2 reſp. 3 Et. des Einkom⸗ 
mens alsdann 14 reſp. 21 pCt. erhoben werden müſſen. Ein folder Vor⸗ 
ſchlag würde eine fo totale Veränderung in unserem Steuer-Verhältniß 
begreifen, daß ich davon keinen reellen Erfolg ſehe. 

Graf Armim: Nach der erfolgten Abftimmung über die bisher zur 
Diskuſſton geſtellte Frage wird uns auch die Abſtimmung der Frage, die 
ſeitens des Königl. Kommiſſars geſtellt iſt, wie ich aus deſſen eigenen Worten 
vernehme, immer für letzt nicht zu dem Zweck, zu dem Ziele führen, das, 
wie ich glaube, uns Allen als wünſchenswerth vorſchwebt. Wir werden bis 
zu einer Zeit, wo ein anderes Geſetz auf Grund der Prinzien, die wir heute 
ausgeſprochen haben, dem Landtage vorgelegt werden kann, dasjenige nicht 
erreichen, was ſchon in gewiſſer Weiſe durch den vorliegenden Geſetz⸗Entwurf 
erreicht werden follte, nämlich eine praktiſche Annäherung an das Ziel, was 
wir gewiß Alle als das richtige einer Steuer⸗Geſetzgebung anerkennen, welches 
die Steuerfähigkeit als die Grundlage hinſtellt für die Steuer laſt, für 
die Beſteuerung. Ueber dies Prinzip bedarf es, glaube ich, keiner Dis⸗ 
kuſſion, am allerwenigſten einer Abſtimmung; denn es iſt gewiß uns Allen 
als richtig gegenwärtig. Seine praktiſche Anwendung und Ausführung 


iſt die Schwierigkeit, um deren Löſung es ſich handelt, und nachdem eine 
bereits in ihren Grundlagen vollkommen ausgearbeitete Einkommenſteuer⸗ 
Geſetzgebung nicht den Anklang gefunden hat, um zum Geſetz erhoben zu 
werden, wird es immer einer ſpateren Zukunft überlaſſen bleiben müſſen, 
einen neuen, völlig modiſizirten Vorſchlag an dieſe Verſammlung gelangen 
zu laſſen. Dies vorzubereiten, dahin, wie ich glaube, gehen weſentlich alle 
Amendemenis, die wir in der Verſammlung vernommen haben. Es giebt 
nun zwei Wege, eine höhere, direkte Beſteuerung der wohlhabenderen Klaſſen 
zum Nutzen und zur Erleichterung der ärmeren Klaſſen herbeizuführen; der 
eine iſt der der Einkommenſteuer, unter welcher man nichts anderes verſtehen 
kann, als eine Steuer, die jedes einzelne Individuum nach ſeinem 
Einkommen trifft; ob die Abſchätzung von ihm ſelhſt oder von der Behörde 
ausgehe, daß iſt eine Modification der Einkommenſteuer. Wenn wir aber 
von einer Claſſification der Einwohner nach dem Vermögen und von einer 
Veſteuerung der Klaſſen nach verſchiedenen Stufen und Merkmalen des Ver⸗ 
mögenszuſtandes ſprechen, ſo nennt man dies keine Einkommenſteuer, ſondern, 
zur Unterſcheidung von dieſer, eine Klaſſenſteuer. Eine ſolche höhere Klaſſen⸗ 
ſteuer würde der andere Weg fein, der eingeſchlagen werden könnte, um eine 
Erleichterung der ärmeren und eine ſtärkere Heranziehung der höheren Klaſſen 
zu bewirken. Welchen von beiden Wegen die Regierung verfolgen kann und 
darf, mit Zuſtimmung des Landes, iſt eine Frage, die, ich geſtehe es, mir 
für jetzt ſchwer zu beantworten zu ſein ſcheint. Ich glaube, daß ſchon bis 
zu dem Zeitpunkte, wo die Regierung dem wiedervereinigten Landtage ein 
Geſetz vorlegen könnte, ſei es in der Richtung der Einkommenſteuer, ſei es 
im Gebiete der Klaſſenſteuer oder in welcher Richtung nach dem Prinzip der 
größeren Steuer-⸗Ausgleichung fie ſonſt wolle, es ſchon möglich fein würde, 
wenigſtens die ärmeren Klaſſen in der Weiſe zu erleichtern, daß die Ute 
und L2te Klaſſenſteuerſtufe eine Erleichterung erführe. Dieſe lte und 12te 
Stufe bringt zuſammen die Summe von ungefähr 3 Millionen Thalern auf, 
die beiden höchſten Klaſſen, die ſich in der Denkſchrift Seite 19 bezeichnet 
finden, und welche die 6 erſten Stufen in ſich begreifen, bringen zuſammen 
1,469,000 Rthlr. auf, alſo ungefähr 14 Million. — Ich glaube, es könnte, 
nachdem der Landtag das Einkommenſteuer-Geſetz nicht angenommen hat, 
Anklang finden, wenn er ſeine Zuſtimmung dahingäbe, daß bis zu ſeiner 
Wiederberufung proviſoriſch die Klaſſenſtuer der Perſonen, welche in den beis 
den erſten Klaſſen veranlagt ſind oder ferner veranlagt werden, in den erſten 
Klaſſen bis zum doppelten Vetrage, in der zweiten Klaſſe aber um die 
Hälfte des Steuerbetrages, unter gleichzeitiger Einſchiebung mehrerer Zwi⸗ 
ſchenſtufen, ſowohl in der erſten als in der zweiten Klaſſe, wie ſie in der 
Rhein⸗Provinz beſtehen, erhöht werde, und zwar zu dem Zweck, um die 
lite und 12te Steuerſtufe in dem Maaße zu erleichtern, wie es das Mehr⸗ 
aufkommen der beiden erſten Klaſſen geſtattet. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob der Antrag die geſetzlich nothwendige 
Unterſtützung findet. (Findet hinzeihende Unterſtützung.) 

Abg v. Saucken (vom Platze): Bei der erſten Frageſtellung war der 
Verſammlung zugeſichert worden, daß nach dieſer Abſtimmung ſogleich die 
zweite Frage — ohne den in das Spezielle der Ausführung eingehenden 
Nachſatz „durch Scelbſteinſchätzung“ zur Abſtimmung kommen würde, um die 
Meinung der hohen Verſammlung über das Prinzip kennen zu lernen, näm⸗ 
lich ob eine Einkommenſteuer in Stelle der indirekten, und namentlich der 
Mahl- und Schlachtſteuer, gewünſcht werde? Ich halte die Ausſprache des 
Vereinigten Landtages hierüber eben ſowohl als Leitfaden für die Regierung 
bei zukünftigen Fällen, als auch dem Lande gegenüber, für höchſt wichtig. 
Mit dem Nachſatze „durch Selbſteinſchätzung“ konnte ich nur mit Nein ante 
worten, weil ich dieſe Art der Ausführung zur Unwahrheit verleitend, für 
demoralifirend und Mißtrauen und Verdächtigung erzeugend halte, während 
ich — und Viele mit mir — für eine Einkommenſteuer, als eine auf Ges 
rechtigkeit beruhende, nur mit Ja geſtimmt hätte, wenn die Ausführungs- 
weiſe nicht in die Frage gleich mit hineingelegt wäre. Demnach muß ich mir 
die entſchiedene Bitte geſtatten, jetzt dieſe zweite Frage zu ſtellen, damit in 
dieſer Weiſe die Stimmen abgegeben werden können. 

Abg. Naumann: Mit der Frage, wie ſie hier zur Abſtimmung em⸗ 
pfohlen worden iſt, kann ich mich nicht einverſtanden erklären. Wir haben 
ſo eben entſchieden, daß die Mahl- und Schlachtſteuer nicht abgeſchafft und 
nicht erſetzt werden ſoll durch die Einkommenſteuer, welche zunächſt auf eigene 
Angabe der Steuerpflichtigen zu bafiren ſei. Jetzt ſoll dieſe letzte Modifika⸗ 
tion wegfallen, und uns die Frage vorgelegt werden, ob die Mahl- und 
Schlachtſteuer aufgehoben und die Einkommenſteuer an deren Stelle geſetzt wer⸗ 
den foll, ohne alle Modiſikation. Gegen das Wegfallen der Modiſtkation 
könnte man vielleicht nichts haben, wohl aber, daß überhaupt eine Einkom⸗ 
menſteuer an Stelle der Mahl- und Schlachtſteuer treten ſolle. Es iſt heute 
als Motiv geltend gemacht worden, und für Viele iſt es leitend geweſen, daß 
die Einkommenſteuer nicht ein Surrogat und in derſelben nicht ein außeror⸗ 
dentlicher Vortheil gegen die Mahl- und Schlachtſteuer gewährt wird, wie 
man von anderer Seite vorausſetzte. Ich für mein Theil würde eine Steuer 
in blanco genehmigen, die ich noch nicht kenne, wenn ich ſage, ich will die 
Einkommenſteuer annehmen und wünſche, daß die Mahl- und Schlachtſteuer 
aufgehoben werde. Die Mahl- und Schlachtſteuer liegt mir nicht am Herzen, 
aber ich halte ſie ſo lange feſt, bis mir etwas Beſſeres geboten wird. Wenn 
der Herr Landtags-Kommiſſar geſagt hat, daß er die Abſicht der Verſamm⸗ 
lung kennen lernen wolle, ſo glaube ich, verlangt er zu viel, wenn er ein 
beſtimmtes Votum verlangt. Ein ſolches Votum können wir nicht geben, 
und ich würde es nur dann abgeben können, wenn ich die vorgeſchlagene 
Steuer und die Beſtimmungen, unter denen ſie angeboten wird, kenne und 
daraus entnehme, daß die Steuer eine beſſere if als die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer und Klaffenfleuer. Aus dieſen Gründen würde ich mich gegen jede 
Abſtimmung, die eine prinzipielle Frage betrifft, erklären. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Das verehrte Mitglied aus der 
Herren-Kuürie hat einen Vorſchlag gemacht, dahin zielend, daß wenigſtens 
vorläuſig eine Erleichterung ſtattſinde. Auch ich wünſche ſehr, daß der Ver- 
einigte Landtag zu einem Veſchluſſe komme, wodurch eine Erleichterung der 
unteren Volksklaſſen, ſchon vor der Zuſammenkunft des nächſten Vereinigten 
Landtages, bewirkt würde. Aber der Vorſchlag, wie er gemacht worden, 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 8 
ſcheint mir in der That nicht ſo zu ſein, daß man darauf eingehen könnte. 
Er leidet — und das iſt die Hauptſache, was ich auszuſetzen finde — daran, 
daß er nur einem Theile der den untern Volksklaſſen angehörigen Bevölke⸗ 
rung eine Erkeichterung gewährt, und dagegen gerade nicht dem Theile, der 
in mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten vorzugsweiſe durch die beſtehende 
Beſteuerung gedrückt wird. Ich bin alſo der Anſicht, daß vor allen Dingen 
die Verſammlung ſich darüber ausſpreche, daß ſie das Prinzip des Geſetzes 
annehme, beſtehend in einer Erleichterung der unteren Stufen der Klaſſen⸗ 
euer und der Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, und daß dagegen 
die Einführung der Einkommenſteuer, jedoch ohne ſiskaliſche Einmiſchung in 
die Familien⸗ und Gewerbsverhältniſſe der Steuerpflichtigen, ausgeſprochen 
werde. Es würde alſo zuvörderſt der Antrag, den mein Freund, der Ab⸗ 
geordnete der Ritterſchaft aus Preußen, gemacht hat, zur Abſtimmung kom⸗ 
men. Würde dieſer Antrag nicht die gehörige Majoritat finden, dann würde 
ich auf mein Amendement zurückkommen. Ich gebe aber dem genannten An⸗ 
trag den Vorzug vor dem meinigen, weil er noch etwas weiter geht und das 
Prinzip der Einkommenſteuer, auf Einſchatzung, nicht auf Selbſtangabe be⸗ 
ruhend, klarer ausſpricht, als mein Antrag. 

(Es wird vielſeitig nach Abſtimmung gerufen.) i 

Abg. Kuſchke: Ich habe blos zu erklären, daß ich allerdings mit dem 
Prinzip des Geſetzes auch einverſtanden bin, auch mit der vom Referenten 
geftellten Frage; es wird aber nach meiner Anſicht, noch hineingeſchaltet wer= 
den müſſen, daß die Steuer auch durchaus gleichmäßig über das ganze Land 
vertheilt werden müfle, alſo nicht allein den Städten, ſondern auch dem plat⸗ 
ten Lande aufgelegt werde. : | 

Abg. v. Veckerath: Meine Herren! Ib, verlange es als einen Akt der 
Gerechtigkeit gegen die Verſammlung, gegen jedes einzelne Mitglied, daß die 
Abſtimmung über die Frage, ſo wie ſie angekündigt wurde, erfolge, und ver⸗ 
traue zu ſehr den Geſinnungen des Durchlauchtigſten Herrn Marſchalls, als 
daß ich befürchten müßte, es werde dieſer Anforderung nicht Folge gegeben 
werden. (Beifall und Ruf nach Abſtimmung. Mehrere Mitglieder bitten 
ums Wort.) 4 8 

Marſchall: Es ſind noch mehrere Redner eingeſchrieben; es fragt ſich, 

ob dieſe auf das Wort verzichten oder nicht. (Mehrere Stimmen: Nein! 
Nein!) Der Abgeordnete von Vincke hat das Wort. . 
; Abg. v. Binde: Ich wollte mir nur erlauben, mit kurzen Worten das 
Amendement vorzutragen, das ich vorhin angekündigt habe. Es lautet dahin: 
„Des Königs Majeſtät zu bitten: 1) die Mahl⸗ und Schlachtſteuer in den 
Städten unter 10,000 Seelen aufzuheben und den übrigen Städten, wo die⸗ 
felbe noch erhoben wird, zu überlaſſen, an deren Stelle das etatsmäßige 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer-Aufkommen durch eine Einkommenſteuer, nach nä⸗ 
berer Feſiſetzung, aufzubringen; 2) die Befreiungen von der Klaſſenſteuer, ſo 
weit fie nicht auf Staats- Verträgen beruhen oder einzelnen Steuerpflichtigen 
der unterſten Klaſſe zuſtehen, aufzuheben; 3) bei der Klaſſenſteuer zwiſchen 
den Sätzen von 24 und 48 Rthlr. drei Zwiſchenſtufen „mit je 6 Rthlr. ſtei⸗ 
gend, zwiſchen den Sätzen von 48 und 96 Rthlr. drei Zwiſchenſtufen, mit 
je 12 Rthlr., ſteigend, zwiſchen den Sätzen von 96 und 144 Rthlr. zwei 
Zwiſchenſtufen, mit je 16 Nihlr., ſteigend, und über 144 Rthlr. noch bis 500 
Nthlr. in angemeſſenen Zwiſchenräumen von je 24 Rihlr. höhere Klaſſen ein⸗ 
zuführen, von den durch dieſelben nicht betroffenen Kontribuenten aber Aver⸗ 
ſtonalquanta, nach dem Satze von 3 pCt. des Einkommens berechnet, nach 
näherer Feſtſetzung des Miniſteriums zahlen zu laſſen.“ Ich habe nun den 
letzten Punkt zu erläutern; er bezieht ſich auf den Antrag des geehrten Mit⸗ 
gliedes der Schleſiſchen Ritterſchaft, welches ſich vorher für ein Adjektivum- 
bedankt hat. Dieſes Averfionalquantum ſollte nur für die Höhfivermögen- 
den eintreten, während jedes Einkommen bis zu etwa 15,000 Rthlr. ſchon 
durch meinen Vorſchlag getroffen wird. Dies iſt mein Amendement, und ich 
bitte den Herrn Marſchall, an die Verſammlung die Frage zu richten, ob er 
die geſetzlich erforderliche Unterſtützung findet. 

Marſchall: Es iſt zu ermitteln, ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Un- 
terſtützung findet. (Es geſchieht ausreichend.) ; 

Abg. Graf v. Schwerin: Meiner Meinung nach find in dieſem Aus 
genblick zwei Fragen zunächſt in der Verſammlung. Die erſte iſt diejenige, 
ob die allgemeine Frage geſtellt werden ſoll, die vorher vorbehalten worden 
iſt. Ich erlaube mir, mich zunächſt darüber zu außen, und da muß ich be⸗ 
dauern, daß ich mich nicht in Uebereinſtimmung mit dem geehrten Abgeord- 
neten aus Krefeld befinden kann, welcher vorher auf der Tribüne war, und 
welcher einen beſondern Werth darauf legt, daß verbolenus fo gefragt werde, 
wie vorher von dem Herrn Königlichen Kommiſſar angedeutet. 

Was meine Meinung über die zweite Frage betrifft, was für den Au⸗ 
genblick geſchehen könne, um dem Bedürfniſſe der untern Volksklaſſen ent⸗ 
genzukommen und einen Theil der Laſten von ihnen abzuwälzen, ſo erkläre 
ich mich im Weſentlichen ganz einverſtanden mit dem, was ein geehrtes Mit- 
glied der Herren⸗Kurie vorher hier ausgeführt hat, nur glaube ich, daß noch 
einige Modifikationen eintreten müßten in Bezug auf diejenigen, die erleich— 
tert werden ſollen. 8 R ? 

Graf Arnim: Mein Antrag würde fein, meinen Vorſchlag einer pros 


viſoriſchen Maßregel, wie ich fie bezeichnet habe, der Abtheilung zu überwei⸗ 


fen, damit dieſelbe, in Verbindung mit der Verwaltung, noch dem gegen⸗ 
wärtigen Landtage die nöthigen Modifikationen vorſchlage, namentlich in Be⸗ 
zug auf die Zwiſchenſtufen und in Bezug auf das, was fo eben von dem 
geehrten Abgeordneten der Pommerſchen Ritterſchaft bemerkt worden iſt, und 
zwar noch innnerhalb der gegenwärtigen Anweſenheit des Vereinigten Land⸗ 
tags, aus dem Grunde, weil ich weiter gehende Vorſchläge nicht für prak⸗ 
tiſch möglich halte und die anderen Anträge zu keinem augenblicklichen Geld- 
Refultate führen, worauf es mir doch hauptſächlich anzukommen ſcheint. In 
Bezug auf die Frageſtellung if richtig bemerkt worden, wie fie geſtellt werden 
kann; ich würde mir nur die Bemerkung erlauben, daß ich von dem Erfolge 
der Erhöhung der Beſteuerung der wohlhabenden Klaſſen die klaſſenſteuer⸗ 
pflichtigen Orte keinesfalls ausgeſchloſſen zu ſehen wünſchte, — was bei der 
vorgeſchlagenen Faſſung der Fall ſein würde. Ich wünſchte für die Zukunft 
das Ziel in Stadt und Land zugleich zu erreichen. 

Abg. Zimmermann: Inſofern von dem Herrn Landtags-Kommiſſar 


erwähnt iſt, daß auch Seitens der kleineren Städte über die Bedeutung der 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer und deren Werth hier gewiſſermaßen ein Ausſpruch 
erfolgt ſei, halte ich mich verpflichtet, dieſen Gegenſtand aus meinem Stand⸗ 
punkte zur Sprache zu bringen, da ich die Ehre habe, dergleichen kleine 
Städte zu vertreten. In dieſer Beziehung muß ich mich zu dem Grundſatze 
bekennen, daß allerdings die Mahl- und Schlachtſteuer eine große Ungleich⸗ 
heit in der Beſteuerung herbeiführt. Das iſt der Hauptgrund, weshalb ich 
mich gegen dieſe Steuer erklären muß. Ein fernerer liegt aber darin, daß 
die bereits anerkannte doppelte Beſteuerung auch ſeitens der kleinen Städte, 
die ich zu vertreten die Ehre habe, als ein Uebelſtand ſehr dringend gefühlt 
wird. (Mehrſeitiger Ruf nach Vertagung der Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich habe zu bemerken, daß es wohl nicht möglich ſein 
wird, heute noch zur Abſtimmung zu kommen, was auch für die Frage gilt, 
die vorhin vorbehalten blieb. Die weitere Frageſtellung muß alſo zur näch⸗ 
ſten Sitzung aufgeſchoben bleiben. (Mehrere Mitglieder ſchicken ſich zum Fort⸗ 
gehen an.) Die Sitzung iſt damit noch nicht geſchloſſen, in der Vorausſicht, 
daß ſich vielleicht heute noch die verſchiedenen Antragſteller über eine Faſſung 
vereinigen, welche den verſchiedenen Wünſchen entſprechen könnte. Die nächſte 
Sitzung wird morgen um 10 Uhr ſtattſinden, und die jetzige iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung nach 4 Uhr. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 12. Juni. 

Der Landkags⸗Marſchall v. Rochow eröffnet um 24 Uhr die heutige 
Sitzung Die heute fungirenden Secretaire ſind die Herren Abgeordneten 
Siegfried und v. Waldbott. Secretair v. Leipziger trägt zunächſt das 
über die vorletzte, die 29ſte, Sitzung aufgenommene Protokoll vor, welches, 
da Niemand eine Vemerkung gegen daſſelbe zu machen hat, für genehmigt 
erklärt wird. Sodann trägt der Secretair Naumann das von ihm über 
die geſtrige Seſſion geführte Protokoll vor. 

Marſchall: Schon geſtern habe ich bei Ankündigung der Tagesord⸗ 
nung erwähnt, daß unter den vorhandenen Gutachten auch eines iſt über die 
Petition, betreffend die Vertagung des Landtages. Ich habe bisher den 
Grundſatz befolgt, die Gutachten nach der Reihefolge ihres Einganges in Vor⸗ 
trag zu bringen, um keine Willkührlichkeit auszuüben, mit Ausnahme der 
Gutachten, von denen die Verſammlung gewünſcht hat, daß ſie früher zur 
Berathung kommen möchten. Ich frage, ob Sie den Wunſch haben, daß 
das erwähnte Gutachten dieſen Vorzug erhalte, und bitte die, welche ſich da— 
für ausſprechen, aufzuſtehen. Es ſcheint Majorität vorhanden zu ſein. Re⸗ 
ferent iſt Herr Abgeordneter v. Platen s 

Referent v. Platen (lieſt vor): Der Abgeordnete v. Jena hat am 
22. April d. J. den Antrag auf Vertagung des Landtags formirt. Er mo⸗ 
tivirte denſelben durch die zur Zeit der Petition von allen Seiten eingegan⸗ 
genen betrübenden Nachrichten über die ſteigende Noth in den Provinzen und 
die dadurch nothwendig gewordene Gegenwart vieler Beamten an den Orten 
ihrer angewieſenen Wirkungskreiſe, welche gegenwärtig im Landtage verei⸗ 
nigt, alſo behindert wären, zur Abhülfe der Noth durch Rath und That an 
Ort und Stelle thätig zu ſein. Petent trägt dieſerhalb darauf an: Se. Maj. 
den König unterthänigſt zu bitten, den Vereinigten Landtag möglichſt bald bis 
Monat November d. J. Allergnädigſt vertagen zu wollen. Die Abtheilung 
hat nach reiflicher Prüfung und Erwägung der Verhältniſſe die Anſicht ges 
wonnen, daß, da die direkte Veranlaſſung zu der eingebrachten Petition, d. 
h. die Furcht vor der allgemeinen Landesnoth, gegenwärtig mehrentheils be⸗ 
ſeitigt ſein dürfte und durch die von Sr. Majeſtät dem Könige Allergnädigſt 
befohlene Verlängerung der Friſt für die Beendigung der Landtags-Verhand⸗ 
lungen auch die dringendſten Geſchäfte beſeitigt werden können, ſchon gegens 
wärtig eine Veranlaſſung, die Petition beim hohen Landtage zu befürworten, 
nicht vorliegen dürfte. Die Abtheilung ſchlägt demnach vor, dem Antrage 
des Herrn v. Jena gegenwärtig eine Folge nicht geben zu wollen. 

Marſchall: Die Petition iſt von der Abtheilung nicht befürwortet; 
es fragt ſich, ob ſich in der Verſammlung ſo viel Stimmen dafür finden, 
daß fie zur Berathung kommen kann. (Es findet ſich eine hinreichende 
Unterſtützung.) ; 

Abg v. Kunheim: Wenn in der Petition geſagt ift, daß die allge⸗ 
meine Noth in dem Lande nicht mehr ſtattſindet, ſo kann ich dem nicht bei⸗ 
treten. Ich habe aus meiner Heimath die betrübendſten Nachrichten bekom⸗ 
men, nicht allein daß die Noth noch da iſt, ſondern daß ſie ſich vermehrt hat. 
Es ſind in meiner Gegend ſehr viele Brände vorgekommen, und noch vor 
einigen Tagen ſind ganz in der Nähe meines Wohnorts 21 Wohngebäude 
und 50 Scheunen abgebrannt. Auf meine ſehr dringenden Bitten bei dem 
Herrn Miniſter hat derſelbe die Gewogenheit gehabt, mir zu verſprechen, 
daß die Arbeiten, namentlich in jenen Theilen des Kreiſes, die Eiſenbahn bei 
Schlobitten, und der Kanalbau im Mohrunger Kreiſe, vermehrt werden ſollten, 
und es ſind deshalb ſchon Vorkehrungen getroffen worden. Wenn daher zu 
hoffen ſteht, daß die Arbeiten bald mit vermehrter Kraft werden in Angriff 
genommen werden, ſo iſt dies doch bis jetzt noch nicht der Fall geweſen, und 
ich bitte daher die hohe Verſammlung, dieſe Petition nicht ohne Weiteres 
abzuweiſen, da zugleich darüber berathen wird, ob es fich auch wirklich fo 
verhält, daß keine Noth mehr iſt. Ich würde für eine Vertagung der Sache auch 
nicht mehr ſein, wohl aber dafür ſtimmen, daß wir dem Befehle Sr. Majeſtät 
inſofern nachkommen, daß wir wünſchen und hoffen, daß der Landtag unbe⸗ 
dingt den 19ten d. M. geſchloſſen werde. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ich würde mich der Bitte der 
Vertagung angeſchloſſen haben, wenn ich es für angemeſſen hielte, daß eine 
ſolche Bitte überhanpt geſtellt werde; es ſcheint mir aber, daß ein Antrag 
auf Vertagung von dieſer Verſammlung ſchicklicher Weiſe nicht ausgehen 
dürfe, ſondern daß dies vielmehr, ohne eine Anregung unſererſeits, dem 
weiſen Ermeſſen der Krone überlaſſen werden müſſe. (Eine Stimme: Sehr 
richtig!) Bei dieſem weiſen Ermeſſen wird gewiß erwogen werden, ob nicht 
wichtige Gründe für eine Vertagung vorhanden ſind; es wird erwogen wer⸗ 
den, daß ſie gewiß den Wünſchen eines großen Theiles des Landes entſpre⸗ 
chen und zugleich das Mittel darbieten würde, — ſo ſcheint es wenigſtens 
mir, — manche Schwierigkeiten der Lage zu beſeitigen. Ich enthalte mich 
weiterer Andeutungen bietüber und ſchließe mich dem Antrage der Abtheilung an. 

Abg. von der Heydt: Es ſcheint mir, wie jetzt die Sachen liegen, 
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daß zur Erledigung der vorliegenden Petitionen wenigſtens ſechs bis acht 
Wochen erforderlich ſein würden, wenn wir den jetzigen Geſchäftsgang dabei be⸗ 
rückſichtigen wollen. Ich glaube, daß die geehrte Abtheilung ſelbſt, als fie 
den letzten Beſchluß faßte, noch nicht das hat überſehen können, was uns 
heute nach den letzten Verathungen wohl klar geworden iſt. Der Bitte würde 
ich mich anſchließen, daß Sr. Majeſtät anheimgeſtellt würde, zur Erledigung 
der Geſchäſte den Landtag zu einer anderen Zeit wieder einzuberufen. 

Abg. v. Vincke: Es würde den unangenehmſten Eindruck im Lande, 
wie in den Nachbarſtaaten machen, wenn man uns nachſagen könnte, wir 
hätten 250 Petitionen unerledigt gelaſſen und nach Abrechnung der Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Fragen eigentlich nur mit unbedeutenden Anträgen uns befaßt. Aber 
es würde weder im Intereſſe der Verſammlung, noch im Intereſſe des Lan⸗ 
des, dem wir andere Pflichten in der Heimath verſchulden, ſein, wenn wir 
auch jetzt noch 2 bis 3 Monate beiſammen bleiben wollten, um jene Rück⸗ 
ſtände noch zu gründlicher Erwägung zu bringen. Daher ſchließe ich mich 
dem Antrage an, daß Sr. Majeſtät der König gebeten werde, den Landtag 
nach Verlauf der noch übrigen 8 Tage zu vertagen und ihn nach Seiner 
Weisheit im Winter oder Herbſt wieder zuſammenzuberufen. 

Abg. v. Manteufel II.: Ich ſchließe mich der Anſicht des geehrten 
Abgeordneten aus der Rheinprovinz an, wonach es nicht zuläſſig iſt, daß 
ſeitens des Landtages ein Antrag auf Vertagung ausgehe. Zugleich muß 
ich darauf hinweiſen, daß in der vorliegenden Petition ein zweiter Punkt 
beantragt wird, nämlich der Punkt einer beſtimmt formulirten Bitte um 
Wiedereinberufung zu einer feſtgeſetzten Zeit. Auch dies halte ich für ein 
freies Vorrecht der Krone; wir dürfen nicht ſagen: Wir wollen mit dem 19. 
Juni ſchließen und mit dem 1. November wieder anfangen, und ich halte 
daher dieſen Antrag für unzuläſſig. ® 4 } 

Abg. Naumann: Ich will nicht die Art und Weiſe vorſchlagen, wie 
es gemacht werden ſoll, ob der Landtag verlängert oder wieder aufs neue 
einberufen werden ſoll, ſondern ich will nur das Bedürfniß für die kleineren 
Beſitzer ausſprechen, welche ihre Wirthſchaft ſelbſt beſtellen. Wie lange der 
Landtag dauern werde, das hat Niemand vorausſehen können, daher Nie⸗ 
mand eine Beſtimmung in Bezug auf feine Wirthſchaft auf dieſe Zeit treffen 
konnte. Ich finde daher um fo mehr das Bedürfniß für denjenigen vorhan⸗ 
den, welcher die Wirthſchaft ſelbſt verficht, einmal nach Haufe zu ſehen, um die 
Wirthſchaft zu ordnen; denn es iſt leicht abzuſehen, er f 
Unordnung wieder antreffen kann, während die Verhältniſſe bei Anderen, 
namentlich bei den größern Gutzbeſitzern, die ihre Wirthſchafter oder Kommiſ⸗ 
ſarien haben, ſich anders geſtalten. Ich kann mich daher nur dem Wunſche 
anſchließen, daß wir ſo bald als möglich nach Hauſe kommen. 

Abg. Milde: Das verehrte Mitglied der brandenburgiſchen Ritter⸗ 
ſchaft, welches als vorletzter Redner hier ſtand, hat ſich darüber ausgeſpro⸗ 
chen, daß der Landtag ſich prorogiren wolle. Mir ſcheint, daß, nachdem 
wir hier acht Wochen geweſen .... (Mehrere Stimmen: Zehn Wochen!) 
und uns mit der Aufgabe beſchäftigt haben, die uns von der Krone in Be⸗ 
rathung der Königl. Propoſttionen geſtellt worden iſt, es billig ſei, die Krone 
aufmerkſam zu machen, daß in unſerer Eigenſchaft, die wir als Vertreter 
unſerer Kommittenten haben, uns noch ein bedeutendes Penſum vorliege, 
welches wir gründlich löſen müſſen. Wir haben um ſo mehr darauf zu 
halten, daß dieſe Aufgabe gründlich gelöſt werde, als unſere Kommittenten 
das Recht haben, zu erwarten, daß das Recht, was wir beſitzen, das ſchönſte 
Recht, was Sr. Königl. Majeſtät uns gegeben hat, das Recht der Bitten 
und Beſchwerden, genau und im wahren Umfange des Wortes hier geſichert 
und bewahrt werde. Aus dieſen Gründen ſcheint es mir an der Zeit, wenn 
auch die Petition von einer anderen Prämiſſe ausgegangen iſt, den Antrag 
aufzunehmen und um ſo mehr auf die Wiedereinberufung anzutragen, als 
es allerdings nicht nur für uns peinlich ſein, ſondern auch nach außen den 
peinlichſten Eindruck machen würde, wenn wir nach 10 bis 12wöchentlichem 
Beiſammenſein nach Hauſe gehen ſollten, ohne die Aufgabe gelöſt zu haben, 
die uns von unſeren Kommittenten gegeben worden iſt. 

Abg. Dittrich: So ſehnlich auch ich wünſche, zu meinen Berufsgeſchäften 
zurückkehren zu können, ſo muß ich doch gegen die Vertagung ſtimmen. 

Abg. v. Puttkammer aus Stettin: Die heutige Berathung iſt darum 
wichtig für die Verſammlung, weil fie uns Gelegenheit giebt, uns unſeren 
Kommittenten und dem Lande gegenüber durüber auszusprechen, daß wir den 
Willen haben, die uns vorliegenden Arbeiten zu erledigen. Ob dies beſſer 
durch fortgefegtes Zuſammenbleiben oder durch Vertagung und Wiedereinbe⸗ 
rufung geſchehen kann, das, glaube ich, können wir der Weisheit Sr. Maj. 
vertrauensvoll überlaſſen, denn wir haben dann das Unſere gethan. 

Abg. v. Wedell: Ich wollte nur darauf auſmerkſam machen, daß der 
Termin, bis zu welchem der Landtag dauern ſoll, nur noch acht Tage iſt. 
Wir können alfo nicht auf Vertagung antragen, ſondern höchſtens darauf, 
daß der Termin nicht verlängert werden ſoll, und daß Se. Majeſtät nach 
einem viertel oder halben Jahre uns wieder zuſammenberufen ſollen. Das 
wäre aber ein neuer Vereinigter Landtag, und dann ſtände unſere Bitte, 
daß wir nach zwei Jahren wieder zuſammenberufen werden ſollen, mit dem 
in Widerſpruch. ; 

Landtags⸗Kommiſſar: Der Aufforderung gemäß, habe ich über 
zwei Punkte Auskunft zu geben, einmal darüber, ob die Vorausſetzung der 
Abtheilung, daß die Furcht des Landes vor einem eigentlichen Nothſtande 
verſchwunden, richtig iſt. In dieſer Beziehung kann ich — und ich freue 
mich, daß ich Gelegenheit finde, dies hier öffentlich auszuſprechen — die Vers 
ſicherung geben, daß wirklich die Nachrichten aus faſt allen Theilen der Mo⸗ 
narchie ſehr viel beruhigender lauten, als dies vor 6 bis 8 Wochen der Fall 
war. Nicht nur, daß die Preiſe der erſten Lebensbedürfniſſe, beſonders der 
Kartoffeln, an den meiſten Orten weſentlich gefallen find, fell ſich auch 
heraus, daß die vorgerückte Jahreszeit der dürftigſten Klaſſe, namentlich auf 
dem Lande, ſchon allerlei Nahrungsmittel gewährt, deren fie früher entbehrte. 
Ueberdies ſind bedeutende Zufuhren von fremdem Getraide bereits in den 
Häfen eingetroffen, theils it ihr Eintreffen bald zu erwarten. Ich glaube 
daher die Hoffnung ausſprechen zu dürfen, daß wir die Merndtezeit ohne 
eigentlichen Nothſtand erreichen werden, wenngleich die ärmeren Einwohner 
noch manche Entbehrung zu tragen haben werden. Die zweite Aeußerung, 
die von mir verlangt wird, bezieht ſich auf die Vertagung ſelbſt, und hier⸗ 
auf muß ich zuerſt bemerken, daß die von einem geehrten Redner geſiellte 


daß er fie in der größten 


Vorausſetzung, es ſei eine neue Verlängerung der 10 wöchentlichen Dauer 
des Landtags beſchloſſen, nicht in der Wahrheit beruht. Es hat in dieſer 
Beziehung noch keine Berathung des Staats-Miniſteriums flattgefunden, weil 
man ven Tag zu Tag näher beurtheilen zu können glaubte, in welches Sta⸗ 
dium die Verhandlungen bis zum Ende der nächſten Woche geführt werden 
würden. Ich bin deshalb außer Stande, zu ſagen, ob es in der Abſicht 
liegt, dem Landtage eine weitere Friſt zu bewilligen, und nur das darf ich 
verſichern, daß dieſe Abſicht nicht dahin gehen kann, den Schluß abſolut an 
dem nächſten Sonnabend auch dann herbeizuführen, wenn etwa an dieſem 
Tage noch Verhandlungen ſchweben ſollten, deren Unterbrechung mit weſent⸗ 
lichen Nachtheilen verbunden ſein könnte. Ob demnach der Landtag den 
Wunſch auf Vertagung oder auf Verlängerung ausſprechen oder Beides dem 
Se Sr. Majeftät anheimſtellen will, muß ich deſſen Beſchlußn ahme 
überlaſſen. 

Abg. v. d. Heydt: Ich erlaube mir folgende Frage in Vor 
bringen: Beſchließt die Verſammiung, Se. Maj. zu 5 een 
Landtag nach einer am 19. d. M. zu erfolgenden Vertagung behufs Erledi⸗ 
gung der noch vorliegenden Geſchäfte zu einer geeigneten Zeit wieder ein⸗ 
zuberufen? 5 

Referent v. Platen: Es ſcheint mir doch, als wenn dieſer Vorſchlag 
nicht gut Platz greifen kann, und zwar aus den Gründen, die von dem Kö⸗ 
niglichen Kommiſſar und dem Vorſitzenden der Abth. angeführt ſind, nämlich 
daß am 19. noch Geſchäfte vorliegen können, die abgewickelt werden müſſen. 

(Viele Stimmen durcheinander.) 

Marſchall: Der Antrag, welcher der Abtheilung vorgelegen hat, geht 
ganz beſtimmt auf die Bitte um Vertagung und Wiedereinberufung im No⸗ 
vember. Es fragt ſich, ob derſelbe, ſo geſtellt, hier Unterſtützung findet? 
(Wird nicht unterſtützt.) Dann find noch andere Anträge im Laufe der De- 
batte gemacht worden. Der Antrag des Herrn Abg, v. d. Heydt geht dahin: 
daß der Landtag am 19. nicht definitiv geſchloſſen, ſondern nur vertagt und 
wieder einberufen werden möge. 

Abg. v. Saucken: Es iſt von mehreren Seiten der Wunſch geäußert 
worden, daß in der Bitte an Se. Maj. den König ausgedrückt werde, wie 
die Verſammlrng in den gegenwärtigen Verhältniſſen eine Verlängerung des 
Landtages nicht wünſche. Ich glaube wenigſtens, daß dies der allgemeine 
Wunſch der Verſammlung iſt. 0 N N 

Marſchall: Der Herr Seeretair wird die Frage noch einmal verleſen. 

Secretarr v. Waldbott (lieſt die Frage vor): „Beſchließt die Verſamm⸗ 
lung, Se. Maj. den König zu bitten, den Vereinigten Landtag nicht am 
19. d. M. zu ſchließen, ſondern behufs Erledigung der vorliegenden Geſchäfte 
bis zu geeigneter Zeit zu vertagen.“ 5 

Marſchall: Ich bitte diejenigen, welche derſelben beitreten, aufzuſte⸗ 
hen. (Es erhebt ſich eine Majorität von mehr als zwei Drittel Stimmen.) 
Die Zeit iſt ſo weit vorgerückt, daß wir nicht noch zu einem andern Gegen⸗ 
fiande übergehen können, ich lade daher die hohe Verſammlung ein, ſich 
Montag früh um 10 Uhr zur Berathung über die Allerhöchſte Ee 
betreffend die Verhältniſſe der Juden, bier wieder einzuſinden. Die Sitzung 
iſt gefchloffen. (Schlüß der Sitzung 3% Uhr.) 


* 1 „ * 2 
Sitzung der Vereinigten Kurien am 12. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 105 Uhr unter dem Vorſitze des Marſchalls, 
Fürſten zu Solms, mit Verleſung des Protokolls der geſtrigen Sitzung durch 
den Secretair. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob über das verleſene Protokoll eine Be⸗ 
merkung zu machen iſt. ä 

Abg. Wenghöfer: Nach der Aeußerung des Herrn Marſchalls ſollte 
nachträglich noch der erſte Satz zur Frage geſtellt werden, und zwar: „Soll 
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer unter der Vorausſetzung befür⸗ 
wortet werden, daß an Stelle derſelben eine Einkommenſteuer trete?“ Nur 
unter dieſer Vorausſetzung haben die Meiſten von uns die Frage bejaht, ſonſt 
würden wir ſie unbedingt verneint haben. 

Marſchall: Das bezieht ſich auf einen ganz anderen Gegenſtand; 
wir ſind zunächſt bei der Berichtigung des Protokolls. 

Secretair: In Beziehung auf dieſe Frage bemerkte der Königliche 
Herr Landtags-Kommiſſar, daß es im Intereſſe des Gouvernements aller⸗ 
dings liegen würde, dieſe Frage beantwortet zu ſehen; dagegen habe ich aller 
dings die Erklärung des Herrn Marſchalls nicht aufgenommen, daß er dieſe 
Frage nachträglich zur Abſtimmung bringen werde 

Eine Stimme: Die Frage iſt aber ſehr wichtig. 

Eine Stimme: Wir haben mit dem feften Vertrauen, daß die zweite 
Frage erfolgen werde, geſtimmt, und es ſteht bei mir das Vertrauen heute 
noch eben ſo feſt, daß der Herr Marſchall nicht anſtehen wird, dieſe Frage 
pure zur Abſtimmung zu bringen 

Marſchall: Es handelt ſich doch nur davon, das Protokoll zu be⸗ 
richtigen, und wenn da geſagt wird, es wäre ein Theil von dem nicht im 
Protokoll aufgenommen, was ich geſagt habe, ſo muß ich bemerken, daß ich 
mich nicht über die zweite Frage ausgeſprochen habe, (Stimmen: Doch, doch) 
ſondern ich muß hinzuſetzen, ich habe angenommen, daß ſie zu ſtellen ſein 
würde, und eben fo hat es die Verſammlung gethan; ausgeſprochen habe ich 
mich aber nicht darüber. Mit dieſen Worten kann es im Proto oll vermerkt 
werden Wenn weiter keine Bemerkung erfolgt, ſo erkläre ich das Protokoll 
für genehmigt. Wir kommen nun zur Fortſetzun der geſtern abgebrochenen 
Berathung. Unter den Rednern, welche ſich geften über die Frageſtellung 
noch gemeldet hatten, iſt der erſte der Graf von Merveldt. — 

Abg. Graf v. Merveldt: Hohe Verſammlung! Ich erlaube mir vorab 
über die Frage, welche zunächſt zur Abſſimmung kommen foll, mich zu äußern. 
Meines Dafürhaltens wird es eine ſehr ſchwierige Abſtimmung veranlaſſen, 
wenn die Frage ſo getheilt wird, wie es von dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar 
vorgeſchlagen iſt. Es würde nämlich dann die letzte Hälfte, nach welcher 
zur Ermittelung, Prüfung, Feſtſezung des der Steuer unterworfenen Ein⸗ 
kommens zunächſt die Angabe der Steuerpſlichtigen dienen ſoll, wegbleiben 
müſſen, und ich kann mir nicht denken, wenn geſtern die Frage in ihrer All⸗ 
gemeinheit verneint worden iſt, wie dann die Frage über eine Einkommen⸗ 
ſteuer, bei welcher die eigene Angabe der Steuerpflichtigen nicht vernommen 
werden ſoll, bejaht werden könnte. (Schluß folgt.) 


